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Die Europäische Union befi ndet sich in einer ernsthaften 
Krise. Eine solidarische, gemeinsame Flüchtlingspolitik, die 
den internationalen Standards für die Aufnahme von Schutz-
suchenden und den Menschenrechten entspricht, ist nicht in 
Sicht. Die Zahlen von Flüchtlingen, die in die Europäische 
Union fl iehen, sind stark gestiegen. Die Länder an den EU-
Außengrenzen, wie z.B. Griechenland und Italien, aber auch 
einige West- und Nordeuropäische Länder, wie Deutschland 
und Schweden, nehmen besonders viele Flüchtlinge auf. Das 
sogenannte Dublin-System, das die Zuständigkeiten für die 
Aufnahme und Bearbeitung von Asylanträgen regeln sollte, 
ist zusammengebrochen. Vor allem die Länder, in denen die 
Flüchtlinge zuerst in die Europäische Union einreisen, sind 
den Herausforderungen momentan nicht mehr gewachsen.
Die Europäische Kommission hat im Laufe des Jahres 2015 
eine Europäische Migrationsagenda veröffentlicht, die zahl-
reiche Vorschläge zur Lösung der Flüchtlingskrise beinhaltet. 
Kernstück sind Ideen zur Verteilung und Aufnahme von 
Flüchtlingen nach festgelegten Quoten auf die einzelnen 
Mitgliedstaaten. Eine Einigung zwischen den Mitgliedstaaten 
zur dauerhaften Regelung der Flüchtlingsaufnahme konnte 
bis jetzt aber nicht erreicht werden. Mittel- und langfristig 
kann die Zahl der Flüchtlinge aber nur reduziert werden, 
wenn die Fluchtursachen stärker als bisher bekämpft wer-
den. Dies erfordert einen langen Atem zur Entwicklung de-
mokratischer Strukturen und Verbesserung der Lebensbedin-
gungen in den Herkunftsländern der Flüchtlinge, und 
stärkere internationale Bemühungen zur Beendigung von 
Bürgerkriegen und Kriegen. 

Wie bei keinem anderen politischen Thema wird bei der 
Flüchtlings- und Migrationspolitik deutlich, dass es dringend 
europäischer Regelungen bedarf. Durch den Wegfall der 
Binnengrenzen haben die Einreise von Flüchtlingen und die 
Einwanderung von Arbeitsmigrant_innen in das Hoheitsge-
biet der EU Auswirkungen auf jeden einzelnen Mitgliedstaat. 
Aber auch bei keinem anderen Thema wird deutlich, wie 
stark nach wie vor nationale Eigeninteressen im Vordergrund 
politischen Handels stehen. Die Europäische Union darf nicht 
nur als Raum verstanden werden, in dem der Binnenmarkt 
zu einem wachsenden Wohlstand der Bürger_innen führt. 
Die EU ist auch eine Wertegemeinschaft, die den Schutz von 

Menschen, die fliehen müssen und deren Leben bedroht 
ist, in ihre Verträge geschrieben hat. Die Zukunft Europas 
wird sich nicht allein daran entscheiden, ob der Euro Erfolg 
hat, sondern auch daran, ob es gelingt, zu einem gemein-
samen, solidarischen Vorgehen in der Flüchtlingspolitik zu 
kommen.

Dieses Gutachten von Petra Bendel gibt einen umfassen-
den und detaillierten Überblick über die Flüchtlingspolitik der 
Europäischen Union. Es dient der Orientierung in diesem mo-
mentan sehr dynamischen Politikfeld. Dabei sind die Allge-
meinen Menschenrechte der Kompass für die Bewertung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen und politischen Konzepte.

GÜNTHER SCHULTZE
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
Leiter des Gesprächskreises Migration und Integration

VORBEMERKUNG
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Nach dem Tod von 800 Flüchtlingen und Migrant_innen bei 
einem Schiffsunglück im Mittelmeer im April 2015 kreisten De-
batten in der Europäischen Union zunächst vornehmlich um 
Fragen der Seenotrettung, der Außengrenzensicherung, der 
Kooperation mit den Herkunfts- und Transitstaaten. Die seit 
dem Sommer 2015 drastisch zunehmenden Zugangszahlen in 
bislang ungekannter Höhe stellen die Europäische Union vor 
weitere, massive Herausforderungen. Sie öffneten Gelegen-
heitsfenster für neue Gesetzesvorhaben und operative Maß-
nahmen auf europäischer Ebene und auf Ebene der 
Mitgliedstaaten, die in rascher Folge von Europäischer Kommis-
sion, Rat und Europäischem Rat eingeleitet und zum Teil bereits 
umgesetzt wurden.

Nach den vom Europäischen Rat im Juni 2014 verabschie-
deten Strategischen Leitlinien, die programmatisch die Rich-
tung für das Politikfeld vorgeben, legte die Europäische 
Kommission im Mai 2015 die Europäische Agenda für Migra-
tion vor. Dieses programmatische Dokument beinhaltet Vor-
schläge für

– Sofortmaßnahmen in Reaktion auf die Krise im Mittel-
meer: Seenotrettung, Bekämpfung der Schleusernetz-
werke, Umsiedlung, Neuansiedlung, Zusammenarbeit mit 
den Herkunfts- und Transitstaaten und die Unterstützung 
der Mitgliedstaaten an den Außengrenzen;

– strukturelle Maßnahmen: Bekämpfung der irregulären 
Migration, Ausbau des Grenzmanagements, Konsolidie-
rung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS), Förderung der legalen Migration und

– weiterführende Maßnahmen: Ausbau des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems, gemeinsames Management 
der EU-Außengrenzen, ein neues System legaler Migra-
tion.

Erklärtes Ziel ist es, eine kohärentere Migrationspolitik unter 
Verknüpfung der Innen- und Außen-/Entwicklungspolitik zu 
entwickeln. Die neu lancierten und zum Teil bereits umge-
setzten Vorschläge treffen auf einen fragmentierten Rechts-
rahmen zu Visa-, Grenz-, Asyl- und Einwanderungspolitik.
Das jüngste Gesetzespaket, die Neuaufl age des Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystems (GEAS) aus dem Jahr 2013, 

dessen Umsetzung in der Agenda gefordert wird, regelt 
vornehmlich die Rechte derjenigen Flüchtlinge und Asylbe-
werber_innen, die sich bereits auf dem Territorium eines 
Mitgliedstaates befinden. Das bestehende Asylsystem hat 
vor allem in den bis dato wenig entwickelten Asylsystemen 
einiger Mitgliedstaaten die Rechte derjenigen Personen 
verbessert, die es schaffen, in einen Mitgliedstaat zu ge-
langen. Weiterhin bestehen dennoch Unterschiede in den 
Aufnahmebedingungen, den Asylverfahren, den Anerken-
nungsquoten und Integrationsperspektiven zwischen den 
Mitgliedstaaten. Vor allem aber harrt das System einer Re-
gelung, die legale und sichere Wege nach Europa öffnet. 
Auch, wenn sich die aktuelle öffentliche Debatte gerade in 
Deutschland um die Begrenzung der Zugänge dreht, muss 
sich diese Alternative etablieren zu den unkontrollierten 
und für die Flüchtlinge hoch riskanten Fluchtbewegungen, 
die wir derzeit beobachten.

 Maßstab für eine inhaltliche Prüfung der neu aufgeleg-
ten Instrumente müssen diejenigen Werte und Normen sein, 
zu denen sich die Europäische Union im Lissabon-Vertrag 
verpfl ichtet hat: die Menschenwürde und die Geltung der 
Menschenrechte. Alle Mitgliedstaaten sind Signatarstaaten 
der Genfer Flüchtlingskonvention und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention.  Notwendig sind daher  konse-
quente, umfassende menschenrechtliche Prüfungen aller vor-
geschlagenen Instrumente und Maßnahmen, die in diesem 
Beitrag nur angerissen werden  können. Weitere Prinzipien, 
die den Verträgen gemäß die EU-Flüchtlings- und Migrati-
onspolitik leiten sollen, sind die Werte der Solidarität und 
fairen Verantwortungsteilung.

Aus politikwissenschaftlicher Sicht  ist zu fragen, ob und 
inwiefern sich im Rahmen der neuen Instrumente und Maß-
nahmen auch Macht- und Interessenverschiebungen inner-
halb der Europäischen Union und zwischen den Mitglied-
staaten ergeben und welche möglichen Konsequenzen diese 
für die Transparenz, Zurechenbarkeit und Kontrolle politi-
scher Entscheidungen haben.

Zunächst aber lässt sich die Agenda anhand der selbst-
gesetzten Maßstäbe messen: Entgegen dem von der Kom-
mission selbst proklamierten Ziel einer kohärenteren 
Migrationspolitik bleibt die Mehrheit der vorgeschlagenen 

ZUSAMMENFASSUNG
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und bereits eingeleiteten Instrumente und Maßnahmen ei-
ner sicherheitspolitischen Logik verhaftet. Bereits die Leitlinien 
des Europäischen Rates, erst recht aber die auf 2014 folgen-
den Entwicklungen in den Vorschlägen der Europäischen Kom-
mission und der rasch aufeinanderfolgenden Treffen des Rates 
und des Europäischen Rates im Jahr 2015 verweisen auf eine 
weiter zunehmende Extraterritorialisierung und Technologisie-
rung der Grenzen und Grenzsysteme,  die nach den Anschlä-
gen von Paris eher noch verstärkt werden dürften. Die Militär-
operation EUNAVFOR MED steht aber auch für eine neue 
militärische Logik. Die Verschränkung von Innen- und Justiz-
politik mit der Gemeinsamen Außen- und Verteidigungspolitik 
impliziert mit dem Auftreten neuer Akteure zugleich ernst-
hafte Konsequenzen für die Transparenz, Zurechenbarkeit und 
Kontrolle politischer Entscheidungen.

Eine systematische Kopplung mit entwicklungspolitischen 
Maßnahmen, die menschenrechtlich abgestützt sind, steht 
hingegen aus. Die Mitgliedstaaten unterstützen die Her-
kunfts- und Anrainerstaaten nicht in ausreichendem Maße. 
Dort sehen sich die Schutzsuchenden mit langem Aufenthalt 
ohne Integrationsperspektiven und sich stetig  verschlech-
ternden Lebensbedingungen konfrontiert. Die Zusammenarbeit 
mit den Transitstaaten muss außerdem menschenrechtliche 
Garantien fest im Blick haben, wenn die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten Abkommen mit Transitstaaten 
schließen und regionale Schutzzentren in Staaten außerhalb 
der EU aufbauen.

Nach wie vor krankt das System der EU-Asyl- und Flücht-
lingspolitik und ihres Grenzschutzes daran, dass es keine 
sicheren und legalen Möglichkeiten für Schutzsuchende 
bietet, die EU-Mitgliedstaaten zu erreichen. Dies trägt dazu 
bei, dass die Fluchtbewegungen  unkontrolliert ablaufen und 
die Flüchtlinge und Migrant_innen  gefährliche Fluchtrouten 
wählen. Hier liegt das grundlegende humanitäre und men-
schenrechtliche Problem des EU-Flüchtlingsschutzes, für das 
auch in den neuen Regelungen keine Abhilfe geschaffen 
wird. Einzig der Plan der Europäischen Kommission, die Plätze 
für eine Neuansiedlung (resettlement) auszudehnen, ist ein 
erster, keinesfalls ausreichender Schritt in diese Richtung. 
Währenddessen kollabierte im Innern der EU das Dublin-Sys-
tem, das die Zuständigkeit für Asylgesuche regeln soll. 
Angesichts fehlender Solidarität unter den Mitgliedstaaten 
harrt das System einer Lösung für eine faire und permanente 
Verteilung der Flüchtlinge. Dabei kommt den Mitgliedstaaten 
eine wichtige Rolle zu, die aber über eine obligatorische 
Quote uneins sind. Diese mangelnde Einhaltung des 
Dublin-Prinzips löst eine Kettenreaktion aus, die auch mit 
temporären Personenkontrollen an den Grenzen nicht zu 
lösen ist. Diese sind dem Schengener Grenzkodex zufolge 
zwar erlaubt und vermögen das Tempo der Einreisen zu 
drosseln, ziehen aber Dominoeffekte in den anderen Mit-
gliedstaaten nach sich.

Die im Gemeinsamen Europäischen Asylsystem festge-
legten Standards konnten im Notfallmodus der europäi-
schen Aufnahmesysteme und auch angesichts mangelnden 
politischen Willens einiger EU-Staaten kaum oder gar nicht 
mehr eingehalten werden. Es ist aber unabdingbar, diese 
Standards weiterhin im Sinne eines Gemeinsamen Europäi-
schen Asylsystems anzuheben, zu harmonisieren und zu 
kontrollieren – sowohl aus der Sicht der Flüchtlinge als auch 

aus der Sicht einer künftigen (Um-)Verteilung auf die Mit-
gliedstaaten.

Um die Aufgabe einer EU-Flüchtlingspolitik zu stemmen, 
ist es  unter Rückgriff auf die zuvor genannten Maßstäbe 
unabdingbar, künftig konsequent alle Regelungen auf ihre 
Konformität mit den Menschen- und Flüchtlingsrechten hin 
abzuklopfen. Dazu muss das komplette System von außen 
nach innen ineinander greifen und kohärenter aufeinander 
abgestimmt werden. Dies betrifft die Unterstützung der Her-
kunfts- und Transitstaaten mit den entsprechenden, derzeit 
chronisch unterfi nanzierten internationalen Fonds und Pro-
grammen, den Abschluss von Verträgen zur Rückübernahme 
und Mobilität und die Verhandlungen mit den Transitstaaten.

Es betrifft auch die sorgsame Prüfung des Konzeptes  der 
„sicheren Herkunftsstaaten“ und  der Neuaufl age der Rück-
führungsrichtlinie. Es betrifft menschenrechtliche Garantien 
auch extraterritorial, etwa bei der Errichtung von Regionalen 
Entwicklungs- und Schutzprogrammen (Regional Develop-
ment and Protection Programmes) in Transitstaaten, beim 
Abschluss von Rückübernahmeabkommen, bei der Errichtung 
einer zivilen Seenotrettung auf EU-Ebene, gerade aber auch 
bei der Militäroperation im Mittelmeer.

Es betrifft die Frage des Zugangs zum Territorium der 
Mitgliedstaaten auf eine sichere und legale Art und unter Be-
achtung des Rechts auf Nicht-Zurückweisung von Schutzsu-
chenden in Staaten, in denen ihnen Gefahren für ihr Leben 
und/oder ihre Freiheit drohen. Diplomatisches Asyl, Neuan-
siedlung und Wiederansiedlung, die fl exible Anwendung von 
Visabestimmungen und Verfahren zur geschützten Einreise 
sowie gemeinsame Asylverfahren in Drittländern zählen zu 
diesen Zugangswegen. Etwaige Asylanerkennungen durch 
die EU einschließlich einer europäischen Asylgerichtsbarkeit 
sind in der Diskussion, benötigen aber dann einer menschen-
rechtlichen Orientierung und eines innereuropäischen Vertei-
lungsmodus.

Die für 2016 angekündigte Revision des Dublin-Systems  
muss in ein neues, solidarischeres Verteilungssystem unter den 
Mitgliedstaaten münden, das die Europäische Kommission be-
reits in kleinen Schritten wie der Umverteilung von bislang 
160.000 Schutzsuchenden vorbereitet. Der aufgestockte Asyl- 
und Migrationsfonds könnte genutzt werden, um für ein sol-
ches System einen Pauschalbetrag pro Aufnahme zugrunde zu 
legen, entsprechend der jeweils im Vorjahr aufgenommenen 
Asylsuchenden, und so diejenigen Mitgliedstaaten entlasten, 
die regelmäßig mehr Asylbewerber_innen aufnehmen. Einzah-
ler wären dann solche Mitgliedstaaten, die regelmäßig weni-
ger Asylbewerber_innen aufnehmen als ihrer Quote 
entspräche. Dieser Vorschlag, der angesichts der Konstellation 
im Rat am ehesten auf freiwilliger Basis starten könnte, müsste 
dann fi nanzielle Anreize bieten, um nach und nach weitere 
Mitgliedstaaten zum Mitmachen zu bewegen. Zu prüfen ist, 
wie die Präferenzen der Flüchtlinge selbst in ein solches Sys-
tem eingebunden werden können.

Die Flüchtlingsrechte müssen auch durch eine engmaschi-
gere Überprüfung der selbstgesetzten Standards des Ge-
meinsamen Europäischen Asylsystems in den Mitgliedstaaten 
garantiert werden. Die Kommission hat damit begonnen und 
Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet; der Einsatz des Eu-
ropäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen kann noch 
ausgebaut werden.
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Die Konjunktur für derartig umfassende Antworten auf das 
komplexe Problem der rasch und enorm gestiegenen Flücht-
lingszahlen steht angesichts nationaler Egoismen vieler EU-
Mitgliedstaaten und einer in vielen Staaten zunehmend skep-
tischen, ja, xenophoben und EU-feindlichen öffentlichen 
Meinung nicht zum Besten. Die sogenannte Flüchtlingskrise 
ist, das zeigt die Analyse, zuvorderst eine Krise der internatio-
nalen Solidarität mit den Herkunfts- und Transitstaaten, eine 
Krise der bisherigen Instrumentarien in der EU und eine Krise 
der Solidarität unter den Mitgliedstaaten. Sie ist auch eine 
Krise des Vertrauens darauf, dass die anderen Mitgliedstaa-
ten ihre rechtlichen Normen einhalten.

Will die Europäische Union in dieser entscheidenden 
Frage integriert bleiben, so wird sich die europäische Grenz-, 
Asyl- und Flüchtlingspolitik in vielen kleinen Schritten neu er-
fi nden müssen. Sie muss dabei die menschenrechtlichen Be-
lange als Orientierungspunkt fest im Blick behalten.
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Dieses Paper diskutiert die aktuellen Entwicklungen der EU-
Grenz-, Flüchtlings- und Asylpolitik sowie Migrationspolitik. 
Sein Ziel ist es, einen ersten Überblick über und eine Orien-
tierung innerhalb der Vielzahl der derzeit aufgelegten Instru-
mente und Maßnahmen zu bieten und zugleich Ansätze 
zu einer weiterführenden Debatte zu liefern, zu der noch 
erheblicher Forschungs- und Beratungsbedarf besteht. Der 
Beitrag kann daher Debatten zu einzelnen Instrumenten 
wiedergeben und refl ektieren, regt aber zugleich eine ver-
tiefende Analyse jedes einzelnen Instruments aus politik- wie 
aus rechtswissenschaftlicher Perspektive an.

Zu diesem Zweck sollen zunächst die übergreifenden 
Ziele und Zielkonfl ikte der EU-Migrations- und Flüchtlingspo-
litik in den Blick genommen und deren inhaltliche Stoßrich-
tung ausgelotet werden (Kapitel 1).

Die folgenden Kapitel folgen weniger der Priorisierung 
der Europäischen Agenda für Migration als vielmehr einer 
Logik gedachter „konzentrischer Kreise“ von außen nach in-
nen, in denen sich die EU-Grenz-, Flüchtlings- und Asylpolitik 
bewegt und neue Instrumente vorschlägt oder bereits an-
wendet. Sie beginnen mit der Frage, die derzeit viele Bürger_
innen in Europa beschäftigen, nämlich, warum gerade jetzt 
so viele Menschen selbst aus den Erstaufnahmestaaten in 
die Länder Europas streben und was die Europäische Union 
mit und für diese Anrainerstaaten der Hauptkonfl ikte tun will 
(Kapitel 2.1). Im zweiten „Ring“ befi nden sich aus dieser Per-
spektive die Transitrouten (Kapitel 2.2). Hier untersucht die 
Studie v.a. die von der Europäischen Kommission vorgeschla-
genen Maßnahmen zur Seenotrettung und zur Bekämpfung 
des Schlepperwesens. In einem inneren Ring befi nden sich 
dieser Vorstellung nach all jene Instrumente und Maßnah-
men, die die EU und ihre Mitgliedstaaten selbst betreffen 
(2.3). Das abschließende Kapitel 3 diskutiert Handlungsemp-
fehlungen für eine menschenrechtsbasierte Flüchtlingspolitik.

1.1 LEITLINIEN DES EUROPÄISCHEN RATES

Die großen programmatischen Zielsetzungen in der Innen- 
und Justizpolitik der Europäischen Union – oder, in der EU-
Terminologie, im „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts“ (RFSR, Titel V AEUV, Art. 67 bis 89), zu dem die 
Grenzkontrollen, die Asyl- und Flüchtlingspolitik sowie die 
Migrationspolitik bislang primär zählen -, setzt seit 15 Jahren 
für je mehrere Jahre der Europäische Rat fest. Der Europäi-
schen Kommission obliegt es dann, diese Leitlinien, die bis 
dato nach dem Ort ihrer Verhandlung Tampere (1999), Den 
Haag (2004) und Stockholm (2009) benannt worden waren, 
in konkrete Gesetzesvorhaben zu gießen. Spätestens mit 
dem Vertrag von Lissabon sind das Europäische Parlament 
und der Rat gemeinsam und gleichauf durch das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren (Art. 295 AEUV) an der Gesetzge-
bung im Bereich der Flüchtlings- und Asylpolitik beteiligt.

Nachdem das Stockholm-Programm auslief, verständig-
ten sich Ende Juni 2014 die Staats- und Regierungschefs auf 
die „Strategischen Leitlinien für die gesetzgeberische und 
operative Programmplanung für die kommenden Jahre im 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ (zunächst 
auch genannt: „Post-Stockholm-Programm“; European Coun-
cil 2014). Es stellte damit auf der primärrechtlichen Grundla-
ge von Art. 78 und 79 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) folgende Weichen für die Si-
cherung der Außengrenzen und die Migration:

1. Umsetzung der Richtlinien und Verordnungen des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems;

2. bessere Kooperation mit den Herkunfts- und 
Transitstaaten;

3. Bekämpfung der irregulären Migration durch 
verbessertes Grenzmanagement;

4. Maximierung der Möglichkeiten legaler Migration.

Bei all diesen Maßnahmen soll der Schutz der Flüchtlings-
rechte und der Grundrechte, gerade auch der Datenschutz 
gewährleistet werden. Entsprechend sind die europäischen 
Organe gefordert, diese Leitlinien umzusetzen, wobei der 
Kommission das Initiativrecht zukommt. Die Staats- und 

1

ZIELE UND ZIELKONFLIKTE DER AKTUELLEN 
EU-MIGRATIONS- UND FLÜCHTLINGSPOLITIK
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Regierungschefs werden im Jahr 2017 eine Halbzeitüberprü-
fung vornehmen.

Dahinter liegen politische Zielsetzungen, die in einem 
deutlichen Spannungsverhältnis zueinander stehen: Sicher-
heit, wirtschaftliche Interessen und der Schutz der Grund- 
und Flüchtlingsrechte. Bereits die Leitlinien des Europäischen 
Rates, erst recht aber die auf 2014 folgenden Entwicklungen 
in den Vorschlägen der Europäischen Kommission und, ver-
stärkt, der unterschiedlichen Ratstreffen in deren Folge im 
Jahr 2015, zeigen, dass dieses gedachte Dreieck bei Weitem 
nicht gleichschenklig ist. Vielmehr wird das Ziel der Sicherheit 
erheblich stärker mit Instrumenten und Maßnahmen unter-
füttert und noch ausgebaut, die auf eine zunehmende Extra-
territorialisierung und Technologisierung der Grenzen und 
Grenzsysteme verweisen, wie im Folgenden deutlich werden 
wird. Normativ ist freilich darauf zu achten, dass diese Entwick-
lungen den menschen- und fl üchtlingsrechtlichen Normen 
Rechnung tragen, wie sie die Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK), die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) fi -
xieren und wie sie die Urteile des Europäischen Gerichtshofs 
und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte im-
mer wieder einfordern (u.a.: Hathaway/Foster 2014; Bendel 
2014; Heller/Jones 2014; Jensen 2014; Markward 2015).

Vergeblich sucht man in den Strategischen Leitlinien die in 
der Vergangenheit von der Europäischen Kommission, dem 
Europäischen Parlament, aber auch von vielen Menschen-
rechts- und Flüchtlingsinitiativen immer wieder geforderten 
legalen Zugangswege für Flüchtlinge und eine weitere Ver-
pfl ichtung zur Seenotrettung nach dem Ende der italieni-
schen Seenotrettungsoperation Mare Nostrum. Da die 
Leitlinien von 2014 im Vergleich zu den Vorgängerprogram-
men von Tampere, Den Haag und Stockholm insgesamt recht 
vage blieben, stand zunächst zu hoffen, dass sie von einer 
neu besetzten Europäischen Kommission mit mehr Leben ge-
füllt würden.

Auch das „Flüchtlingsdrama” im Mittelmeer von April 
2015, bei dem, wie schon im Oktober 2013 vor der italieni-
schen Insel Lampedusa, erneut eine hohe Zahl an Gefl üchte-
ten ertrank, schien zunächst ein Gelegenheitsfenster zur 
Stärkung der menschen- und fl üchtlingsrechtlichen Dimen-
sion zu öffnen. In einer Erklärung verpfl ichteten sich die Mit-
gliedstaaten in Reaktion auf die Katastrophe zu raschem 
Handeln und das Europäische Parlament gab wenige Tage 
später eine entsprechende Entschließung ab (Entschließung 
des Europäischen Parlaments 2015/2660(RSP)). Der Rat für 
Auswärtige Angelegenheiten und der Rat für Justiz und Inne-
res legten sodann einen Zehn-Punkte-Plan vor (abgedruckt 
in: Europäische Kommission 2015). Dessen erste Punkte be-
trafen eine Verstärkung der gemeinsamen Operationen Tri-
ton und Poseidon im Mittelmeer durch Aufstockung der 
fi nanziellen und operativen Mittel, die systematische Be-
schlagnahme und Zerstörung der Boote von Schleuser_innen 
im Mittelmeer, eine stärkere Kooperation der Agenturen EU-
ROPOL, FRONTEX, EASO und EUROJUST und die Erfassung 
von Fingerabdrücken aller Migrant_innen unter Zuhilfenahme 
von EASO-Teams in Italien und Griechenland (so genannte 
Hotspots). Hier fi ndet sich im Ansatz auch schon ein später 
von der Kommission ausgearbeiteter Plan für eine obligatori-
sche Umverteilung von Flüchtlingen innerhalb der EU in Not-
fallsituationen und die freiwillige Neuansiedlung von 

Flüchtlingen aus Erstaufnahmestaaten. Dieser Zehn-Punkte-
Plan ging in die bereits lange geplanten Europäischen Agen-
da für Migration der Kommission ein, die auch einen Teil 
mit Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der Situation im 
Mittelmeer enthielt. Auch die Vorschläge der Kommission 
blieben zu großen Teilen einem sicherheitspolitischen Ver-
ständnis von Flucht und Migration verpfl ichtet, wenngleich 
sie zumindest einige Türen für eine Umverteilung der Flücht-
linge im Inneren der EU und eine Neuverteilung zusätzlicher 
Resettlement-Flüchtlinge öffneten.

1.2 EUROPÄISCHE AGENDA FÜR MIGRATION

Die Europäische Agenda für Migration (KOM 2015 240 
endg.), vorgelegt am 13. Mai 2015, ist eine Mitteilung der 
Europäischen Kommission an den Rat, das Parlament, den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen. Sie stellt das erste programmatische 
Dokument der neu zusammengesetzten Kommission unter 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker und dem zustän-
digen Kommissar für Migration, Inneres und Bürgerschaft, 
Dimitris Avramopoulos, dar. Sie hat primär politikempfehlen-
den Charakter und konkretisiert die Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates vom 24. Juni 2014. Die Europäische Mig-
rationsagenda entspricht inhaltlich dem am 23. April 2014 
von Kommissionspräsident Juncker gesteckten politischen 
Fünf-Punkte-Plan zur Einwanderungspolitik (Juncker 2015) zur 
Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, 
dem Ausbau des Europäischen Unterstützungsbüros 
(European Asylum Support Offi ce), zur Zusammenarbeit mit 
den Drittländern, v.a. in Nordafrika, zur Förderung legaler 
Migration und zur Sicherung der Außengrenzen. Sie enthält 
neben Sofortmaßnahmen auf die Krise im Mittelmeer auch 
mittel- und langfristige Maßnahmenvorschläge für eine 
umfassende und bessere Steuerung der Migration „in all 
ihren Aspekten”. Auf der Basis dieser Mitteilung wird die 
Kommission in den kommenden Jahren Richtlinien- und Ver-
ordnungsentwürfe für eine gemeinsame EU-Migrationspolitik 
vorlegen und Vorschläge für eine stärkere Koordination von 
Politiken unter den Mitgliedstaaten unterbreiten. In diesem 
Sinne sind die Ratspräsidentschaften, beginnend mit Luxem-
burg in der zweiten Jahreshälfte 2015, als weitere Agenda-
Setter von besonderer Bedeutung.

Um eine größere Kohärenz in der Flüchtlings- und Ein-
wanderungspolitik der Europäischen Union und ihrer Mit-
gliedstaaten zu erzielen, sollen Maßnahmen aus mehreren 
Politikfeldern zusammengeführt werden: Maßnahmen des 
Handels, der Beschäftigung, der Außen- und Innenpolitik. 
Zentral sei eine bessere Abstimmung der verschiedenen Poli-
tikbereiche, v.a. der Entwicklungszusammenarbeit. Die Kom-
mission vertritt die Auffassung, eine kohärente 
Migrationspolitik sei die gemeinsame Aufgabe aller 
EU-Akteure. Kohärenz bedeute demnach inhaltlich eine 
gleichzeitige Bekämpfung irregulärer Migration, von Schleu-
ser- und Menschenhändlertum, die Sicherung der Außen-
grenzen, die Umsetzung der gemeinsamen europäischen 
Asylpolitik und einer neuen Politik für legale Migration. Zu-
gleich entspreche es den europäischen Werten, diejenigen 
Menschen, die sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet der Mit-
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gliedstaaten der EU aufhielten, bei der Integration zu unter-
stützen und sie vor Ressentiments zu schützen. Abgelehnte 
Asylbewerber_innen, overstayers1 und dauerhaft irregulär 
aufhältige Personen hingegen seien konsequent rückzufüh-
ren. Die Kommission will darüber hinaus Pläne unterbreiten, 
um die EU-Migrationspolitik – verstanden als Migration in die 
Arbeitsmärkte - stärker zu vergemeinschaften.

Sofortmaßnahmen umfassen:

1. Seenotrettung (Verdreifachung der Mittel für die 
FRONTEX-Operationen Triton und Poseidon durch 
Berichtigungshaushalt; Einsatz neuer Schiffe und 
Flugzeuge durch die Mitgliedstaaten);

2. Bekämpfung krimineller Schleusernetzwerke 
(Schleuserschiffe aufspüren, aufbringen und ver-
nichten im Rahmen der GSVP mit völkerrechtlichem 
Mandat für 3. Phase; Bündelung von Informationen 
und Einsatz von EUROPOL-Einsatztruppe JOT 
MARE; behörden- und agenturübergreifende 
Zusammenarbeit);

3. Umsiedlung in Reaktion auf die große Zahl 
ankommender Flüchtlinge unter Aktivierung 
der Notfallklausel gemäß Artikel 78 Absatz 3 
AEUV (Notfallklausel), (relocation: Vorschlag der 
KOM zur Neuansiedlung von Personen, die eindeu-
tig internationalen Schutzes bedürfen, auf der 
Grundlage eines Verteilungsschlüssels gemäß BIP, 
Bevölkerungszahl, Arbeitslosenquote, bisheriger 
Zahl der Asylbewerber_innen und Resettlement-
Plätze: Vorstufe zu einer dauerhaften Lösung, dazu 
Vorschlag der KOM bis Ende 2015);

4. Neuansiedlung als gemeinsame Strategie für 
den Schutz von Vertriebenen, die diesen 
Schutz benötigen, (resettlement: internationale 
Verpfl ichtung gegenüber Personen, die sich noch in 
den Anrainerstaaten befi nden, 20.000 Personen 
mit zusätzlichem Budgetanteil von 50 Millionen EUR 
für 2015 und 2016; evtl. Vorschlag für legislative 
Schritte; Unterstützung in den Mitgliedstaaten für 
Personen und Organisationen, die mit resettlement 
arbeiten);

5. Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und 
Transitstaaten, Unterstützung der Mit-
gliedstaaten an den Außengrenzen (Errichtung 
oder Ausbau regionaler Schutzprogramme am 
Horn von Afrika und in Nordafrika; Pilotprojekt 
eines „multifunktionalen Zentrums” in Niger: Schutz 
vor Ort, Neuansiedlungsprogramm, Information 
und Rückführung; Migration als Bestandteil der 
GSVP: Ursachenbekämpfung, Bekämpfung von    > 

1 Unter overstayers versteht man Personen, die mit einem gültigen 
Reisekokument einreisen, aber länger als erlaubt im Lande bleiben.

Schlepperwesen und Menschenhandel; Einbezie-
hung in Maßnahmen der Stabilitätsförderung, z. B. 
in Syrien und den Anrainerstaaten; Maßnahmen zur 
Unterstützung der Mitgliedstaaten an den Außen-
grenzen: „Brennpunkt”-Konzept für EASO, FRON-
TEX und EUROPOL zur erkennungsdienstlichen 
Behandlung, Registrierung, Fingerabdruckabnahme 
an den Außengrenzen; koordinierte Rückführung; 
Sofortprogramm 60 Millionen EUR zur Unterstüt-
zung der besonders belasteten Mitgliedstaaten für 
Aufnahme, medizinische Versorgung auf der Basis 
einer Bedarfsermittlung).

Neben diesen Sofortmaßnahmen legt die 
Kommission vier strukturelle Schwerpunkte:

1. Anreize für irreguläre Migration reduzieren durch

– Ursachenbekämpfung in den Herkunftslän-
dern, Kooperation mit den Drittstaaten (Partner-
schaften mit Herkunftsstaaten, erhöhte Rolle der 
EU-Delegationen, Entsendung von Migrationsbe-
auftragten in die EU-Delegationen; langfristige 
Entwicklungskooperation, kurz- und mittelfris-
tige Krisenbekämpfung vor Ort);

– Bekämpfung von Schleuser_innen und 
Menschenhändler_innen (vgl. Aktionsplan der 
Europäischen Kommission: Nutzung der Agentu-
ren um potenzielle Schleuserschiffe zu ermitteln, 
aufzubringen und zu vernichten, verstärkte 
Zusammenarbeit mit den Meldestellen für Ver-
dachtsmeldungen über Finanzströme, Koopera-
tion mit Finanzinstituten, Nutzung des Informa-
tionsaustausches der Europäischen Sicherheits-
agenda; Verbesserung des Rechtsrahmens zur 
Schleuserbekämpfung; Ergänzung der Strategie 
gegen Menschenhandel; Überprüfung der Richt-
linie für Arbeitgebersanktionen; vorrangige 
Behandlung von Vertragsverletzungsverfahren 
gegen diese Richtlinie);

– Verbesserung des Rückführungssystems 
(Pilotprojekt für Bangladesch und Pakistan; Auf-
bau von Kapazitäten für das Rückführungsmana-
gement, Informations- und Sensibilisierungskam-
pagnen, Wiedereingliederungsmaßnahmen; 
Rückübernahmeabkommen mit den wichtigsten 
Herkunftsländern irregulärer Migrant_innen; 
stärkere Überwachung der Umsetzung der Rück-
führungsrichtlinie in den Mitgliedstaaten; 
best-practice-Handbuch zur Rückführung);       >
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2.  Grenzmanagement

– Stärkung von FRONTEX (neue Einsatzregeln; 
Risikotrends); 

– EU-weiter Grenzstandard 2016 (inkl. 
Smart-Borders-System);

– Stärkung der Investitions- und Rettungskapazitä-
ten in den Herkunfts- und Transitstaaten.      

3. Gemeinsames Europäisches Asylsystem

– Umsetzung des GEAS (neuer systematischer 
Kontrollmechanismus zur Umsetzung und 
Anwendung der Asylvorschriften; Leitlinien zur 
Verbesserung der Normen; Vertragsverletzungs-
verfahren);

– Verbesserung der Kooperation durch EASO; 
Netz von Aufnahmebehörden als Grundlage für 
eine etwaige Zusammenlegung von 
Aufnahmezentren;

– Bekämpfung des Missbrauchs (Verstärkung 
des Prinzips sicherer Herkunftsstaaten in der 
Asylverfahrensrichtlinie stärken);

– Korrektur des Dublin-Systems (Netz nationa-
ler Dublin-Stellen zur Unterstützung der zustän-
digen Mitgliedstaaten; Leitlinien der KOM zur 
Abnahme von Fingerabdrücken; Überprüfung 
der Möglichkeit, mehr biometrische Daten über 
EURODAC zu verwenden; Evaluierung des 
Dublin-Systems 2016 inklusive Relocation- und 
Resettlement-Maßnahmen).

4.    Legale Migration

–  Steuerung der regulären Visa- und Einwan-
derungspolitik (Horizon 2020, Erasmus +; 
Richtlinie Studenten und Forscher, derzeit in Ver-
handlung; Überprüfung der Blue Card: Einbezie-
hung von ausländischen Unternehmern, Verbes-
serung der Mobilität für Blue-Card-Inhaber; 
Rechtssicherheit für Erbringer von Dienstleistun-
gen bei Gegenseitigkeitsklauseln in Freihandels-
abkommen; besserer Dialog zwischen den Mit-
gliedstaaten; Plattform für Sozialpartner und 
Unternehmen; verbesserter Informationsaus-
tausch; Verbesserung der Visapolitik: Überarbei-
tung des Visakodexes 2014, Rundreisevisum, 
Überprüfung der Liste visumpfl ichtiger Länder; 
Integration: Förderung des Austauschs unter den 
Mitgliedstaaten, AMIF, EFRE, EFS; Nachhaltige 
Entwicklung: Unterstützung der VN-Agenda zur 
Einbeziehung von nachhaltiger Integration von 
Migrant_innen; Aufbau von Kapazitäten zur 
Steuerung der Arbeitsmigration zur Süd-Süd-
Mobilität; zweite Zahlungsdiensterichtlinie zur 
Erleichterung der Rücküberweisungen).

Ferner schlägt die Kommission langfristige Maß- 
     nahmen vor:

1. Ausbau des Gemeinsamen Europäischen Asylsys-
tems (EU-weiter Asylstatus; gemeinsamer Asylko-
dex; gegenseitige Anerkennung der 
Asylentscheidungen; EU-weite Standards im Asyl-
verfahren);

2. Gemeinsames Management der EU-Außen-
grenzen (europäisches System von Grenz-
schutzbeamten; gemeinsame Ausrüstung und 
Ressourcen für die Küstenwachen; etwaiger 
Übergang zu einer europäischen Küstenwache);

3. Neues System legaler Migration (Interessenbe-
kundung durch die Mitgliedstaaten, EU-weiter 
Pool qualifi zierter Migrant_innen).
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2.1 DIE AGENDA IM ÜBERBLICK

2.1.1 LEGALE ZUGANGSWEGE FEHLEN

Ganz grundsätzlich wird das zentrale menschen- und fl ücht-
lingsrechtliche Problem des Systems europäischer Grenzpoli-
tik, Flüchtlings- und Einwanderungspolitik deutlich, das mit 
den jüngsten Plänen noch verstärkt wird. Der Zugang zum 
Schutz nämlich wird durch ein System konzentrischer Kreise 
der Abwehr erschwert oder gar verhindert: Bestehende Visa-
vorschriften stehen vor legalen Zugängen. Der Schutz der 
Außengrenzen, der Mangel an effektiver Seenotrettung, der 
Einsatz von Militärs zur Bekämpfung der Schlepperbanden 
erschweren den Zugang von Schutzsuchenden zu einem 
Mitgliedstaat. Die Mitgliedstaaten „lagern zunehmend ihren 
Grenzschutz an die Herkunfts- und Transitstaaten aus, die 
durch Abfahrtsverhinderungen und Rückholungen das Men-
schenrecht auf Ausreise verletzen. (…) Das Dublin-System 
übt Druck auf die Mitgliedstaaten an den Außengrenzen aus, 
ihre Küsten zu patrouillieren und Drittstaaten in Anspruch zu 
nehmen, um Abfahrten zu verhindern“ (Markward 2015). 
Rückübernahmeabkommen verpfl ichten die Transitstaaten 
zur Abnahme derjenigen, deren Asylgesuch nicht stattgege-
ben wird, Zurückweisungen (push-backs) an Land oder auf 
See hindern Menschen an der Einreise in Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und verletzen damit unter Umständen 
das Recht auf Nicht-Zurückweisung (non-refoulement) in 
einen Staat, in dem einer gefl üchteten Person schwerer Scha-
den droht (vgl. Grenz et al.).

2.1.2 SICHERHEITSPOLITISCHER SCHWERPUNKT 
ANSTELLE VON KOHÄRENZ

Die von der Europäischen Kommission selbst gesteckten Ziel-
setzungen, eine kohärente Migrationspolitik zu befördern 
und auf die aktuellen Herausforderungen der Einwanderung 
zu reagieren, sind keinesfalls neu. Diese wurden bereits seit 
2005 und erneut 2011 in dem von der Europäischen Kom-
mission als Global Approach to Migration (GAM) bzw. Global 
Approach to Migration and Mobility (GAMM) wiederholt for-
muliert. Der GAMM-Rahmen setzt vier Schwerpunkte: eine 

bessere Organisation legaler Migration und Mobilität, die 
Prävention und Bekämpfung irregulärer Migration sowie 
Abschaffung des Schmugglerwesens, eine Verbesserung der 
entwicklungspolitischen Auswirkungen von Migration und 
Mobilität sowie des internationalen Schutzes und der exter-
nen Dimension von Asyl. Innerhalb dieses groben Rahmens 
hat die EU eine Reihe von – freilich wenig kohärenten und 
nur lose miteinander verbundenen (García Andrade/Martín 
2015) – Instrumenten entwickelt, deren wichtigste die Mobi-
litätspartnerschaften mit Herkunfts- und Transitstaaten und 
Rückübernahmeabkommen sind. Die neue institutionelle 
Struktur der Europäischen Kommission mit ihren Vizepräsi-
denten könnte im Prinzip eine Chance darstellen, das bishe-
rige Ressortdenken aufzuweichen und die Generaldirektio-
nen stärker miteinander zu vernetzen. Das ist aber bislang 
nicht der Fall.

Bereits vor den Vorschlägen von 2015 schätzte u.a. Jen-
sen (2014: 11) das System wie folgt ein: „Bislang stark betont 
wurden Themen der Sicherheit und Migrationskontrolle, mit 
nur geringer Aufmerksamkeit bedacht wurden dagegen die 
gemischten Migrationsströme und die Verantwortung der 
Mitgliedsstaaten gegenüber den Flüchtlings- und Menschen-
rechten, die sich aus der EU-Grundrechtecharta, der Flücht-
lingskonvention und der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) ergeben“ (Original Englisch). Diese Ten-
denz bestätigt sich: Die vorgeschlagenen Maßnahmen ent-
sprechen insgesamt einem überwiegend sicherheitspoliti-
schen Verständnis von Migration, noch dazu unter stärkerer 
Betonung militärischen Eingreifens als je zuvor.

Qualitativ wie quantitativ stehen Maßnahmen der Grenz-
sicherung und -überwachung bereits jetzt im Vordergrund. 
Diese werden noch verstärkt durch die anhaltende Kritik der 
Mitgliedstaaten an einem mangelnden Schutz der Außen-
grenzen und die entsprechende Absichtserklärung der Kom-
mission, bis Ende 2015 Vorschläge für eine weitere Stärkung 
des Mandats der Europäischen Grenzschutzagentur FRON-
TEX vorzulegen und einen europäischen Grenz- und Küsten-
schutz zu etablieren. Hier liegt auch der traditionell gemein-
same Nenner unter den Mitgliedstaaten, deren politischer 
Wille, Voraussetzung für die Durchsetzung der meisten an-
deren vorgeschlagenen Maßnahmen, schwer zu erzielen ist. 

2

DISKUSSION DER AGENDA
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Hierfür werden auch die höchsten Kosten aufgewendet: Zur 
Unterstützung der Mitgliedstaaten beim Aufbau fester 
Grenzstrukturen hat die EU für den Zeitraum 2014 bis 2020 
den Internal Security Fund mit über 2,7 Mrd. Euro zur Verfü-
gung gestellt, den sie um fünf Millionen Euro für Notmaß-
nahmen aufstockt. Angesichts der derzeit nicht abreißenden 
Zugänge und verstärkter Tendenzen, auch an den Binnen-
grenzen Kontrollen vorzunehmen, ist davon auszugehen, 
dass die Maßnahmen des Außengrenzschutzes binnen Kur-
zem noch verstärkt werden. Diese Komponente wird, so ist 
abzusehen, mit den Attentaten des Islamischen Staates im 
November 2015 in Paris weiter an Gewicht gewinnen. Selbst-
verständlich haben Staaten das Recht und die Pfl icht, ihre 
Grenzen zu kontrollieren und den Zugang zu ihrem Hoheits-
gebiet zu regeln. Sie müssen aber die menschen- und fl ücht-
lingsrechtlichen Normen beachten.

2.1.3 VERSCHIEBUNG DER POLITISCHEN 
MACHTVERHÄLTNISSE

Die Durchsetzungschancen für Maßnahmen jenseits des 
Außengrenzschutzes sind in diesem Politikfeld erfahrungsge-
mäß insbesondere dann begrenzt, wenn die Mitgliedstaaten 
Souveränitätsrechte abtreten müssen und starke innenpoliti-
sche und wirtschaftliche Vorbehalte einer gemeinsamen 
europäischen Einigung entgegenstehen. Das gilt derzeit vor 
allem für Fragen der Um- oder Neuverteilung von Flüchtlin-
gen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die im zuständigen 
Rat der Innenminister verhandelnden Minister_innen auch die 
öffentliche Meinung in ihren Mitgliedstaaten im Blick haben. 
In vielen Mitgliedstaaten zeigen sich europaskeptische und 
migrationsfeindliche bis hin zu offen fremdenfeindliche Ten-
denzen, die in den letzten Wahlen ihren parteipolitischen 
Ausdruck gefunden haben.

Der Rat hatte in diesem Politikbereich bislang die Ge-
wohnheit etabliert, im Konsens zu entscheiden. Das war in 
der Vergangenheit politischem Fortschritt häufi g eher abträg-
lich, weil sich der Rat tendenziell auf den kleinsten gemeinsa-
men Nenner einigte. Erstmals entschied der Rat in der 
Debatte um eine Umverteilung von Flüchtlingen im Septem-
ber 2015 zwischen den Mitgliedstaaten mit dem für diesen 
Politikbereich neuen Qualifi zierten Mehrheitsverfahren 
(QMV). Dabei wurden diejenigen Staaten überstimmt, die 
sich einer solchen obligatorischen Quote verweigern wollten: 
Ungarn, Rumänien, Tschechien und die Slowakei. Polen, das 
sich zunächst gegen eine Quote gewehrt hatte, stimmte 
letztlich doch zu.

Lippert (2015) schlussfolgerte dazu: „Gerade wenn natio-
nale Interessen so forciert aufeinanderprallen, wie jüngst im 
Rat, braucht es eine ebenso profi lierte wie umsichtige Euro-
päische Kommission, die über die selbst gesetzten Spielre-
geln der EU wacht und ihre Vorschläge am Gesamtinteresse 
der Union ausrichtet. Dann können auch Qualifi zierte Mehr-
heitsentscheidungen große politische Akzeptanz fi nden.“ Im 
Unterschied zu dieser Einschätzung lässt es der Verweis auf 
die Empfi ndlichkeiten und das Souveränitätsbeharren einiger, 
vor allem mittel- und südosteuropäischer Staaten jedoch aus 
meiner Sicht eher geboten erscheinen, dieses Entscheidungs-
verfahren nur unter großem Vorbehalt anzuwenden, könnten 
dadurch doch die Widerstände in den mittel- und osteuro-

päischen Staaten erst recht zunehmen (vgl. Lang 2015). Ein 
Wechsel in den Regierungsmehrheiten könnte außerdem 
künftig auch andere qualifi zierte Mehrheiten herbeiführen. 
Außerdem muss denjenigen Staaten, denen nicht nur an ei-
ner vorübergehenden Umverteilung von zuletzt 160.000 be-
reits in der EU aufhältigen Personen, sondern an einem 
permanenten Umverteilungsmechanismus gelegen ist – allen 
voran Deutschland, aber auch Italien und Griechenland – 
eine Kooperation mit den östlichen Partnern teuer sein (aus-
führlich: Kapitel 2.4).

Ebenfalls ohne gesetzgeberische Beteiligung des Parla-
ments verläuft die Entscheidungsfi ndung in der Gemeinsa-
men Außen- und Sicherheitspolitik und der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GASP/GSVP). Die Aus-
dehnung auf teils militärische Lösungen und damit in den 
Bereich der GASP/GSVP birgt somit gravierende Folgen für 
die Transparenz und Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen. 
Anders als im Bereich des Raums der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts (vulgo: Innen- und Justizpolitik der Europäi-
schen Union), für dessen Ausgestaltung das ordentliche Ge-
setzgebungsverfahren gilt, entzieht sich die Entscheidungs-
fi ndung in der Verteidigungspolitik zu großen Teilen der 
öffentlichen Meinungsbildung und Kontrolle. Unter Umstän-
den birgt sie damit letztlich auch Unklarheit, wer für etwaige 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich zeichnet (Carre-
ra/den Hertog 2015: 24). Anders als die Grenzüberwachung 
fällt auch die Seenotrettung primär in die Kompetenz der 
Mitgliedstaaten. Dieser Umstand erschwert auch eine Eini-
gung auf eine gemeinsame zivile Seenotrettung der EU, wie 
sie das Europäische Parlament und auch viele Nicht-Regie-
rungsorganisationen fordern.

Bei den meisten anderen Gesetzesvorhaben ist das Euro-
päische Parlament über das ordentliche Gesetzgebungsver-
fahren beteiligt. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass 
dieses seine Mitwirkungsrechte selbstbewusst wahrnimmt. 
In den meisten Fällen dringt es bislang erstens eher auf eine 
stärkere europäische Regelung denn auf die Souveränität 
der Mitgliedstaaten (vgl. Bendel 2014; Ripoll Servent 2015; 
Bendel/Ripoll Servent 2015). Außerdem hat es, nicht zuletzt 
in der oben erwähnten Entschließung, auf Maßnahmen zu-
gunsten einer europäischen Rettungsoperation gedrängt 
sowie auf die Möglichkeiten zur Erteilung von Visa aus 
humanitären Gründen. Allerdings ist das Abstimmungsver-
halten des Europäischen Parlaments in der vergangenen 
Legislaturperiode stärker entlang der politischen Fraktionen 
aufgebrochen; das Abstimmungsverhalten unterschied sich 
aber stark nach einzelnen Teilpolitiken (sub-policies) und 
sogar nach einzelnen Gesetzesvorhaben (Bendel 2013; 
Ripoll Servent/Trauner 2014). Mangels klarer Mehrheiten ist 
das Parlament in der laufenden Legislaturperiode auf fallwei-
se Mehrheitsbildung angewiesen. Die mit 218 Abgeordne-
ten stärkste EVP-Fraktion kann auf ideologische 
Übereinstimmung mit dem Kommissionspräsidenten sowie 
mit dem zuständigen Kommissar für Migration, Inneres und 
Bürgerschaft, Dimitris Avramoupoulos zählen sowie auf die 
Mehrheit im Rat. Die Partei der Hohen Beauftragten, Federica 
Mogherini, ist Mitglied der S&D-Fraktion mit 198 Abgeord-
neten. Die Zahl der rechts-außen und euroskeptischen 
Abgeordneten hat sich gegenüber der letzten Legislatur-
periode auf 82 erhöht; diese formieren inzwischen zwei 



15FLÜCHTLINGSPOLITIK DER EUROPÄISCHEN UNION: MENSCHENRECHTE WAHREN! WISO DISKURS

eigene Fraktionen. Selbst wenn diese nicht gemeinsam ab-
stimmen, üben sie Druck auf die demokratischen Fraktionen 
aus und schränken deren Allianzbildungschancen ein. Im 
Prinzip erscheint eine Bildung „Großer Koalitionen“ am wahr-
scheinlichsten. Allerdings schränkt dies die Möglichkeiten grö-
ßerer politischer Veränderungen ein (Bendel/Ripoll 2015).

Angesichts dieser Machtverhältnisse werden die Vor-
schläge der Kommission nachfolgend im Einzelnen erläutert 
und vor der Analysefolie der Geltung der Menschen- und 
Flüchtlingsrechte sowie ihrer möglichen Effektivität diskutiert.

2.2 ZUSAMMENARBEIT MIT DEN HERKUNFTS- 
UND TRANSITSTAATEN

Die Europäische Union unterhält eine ganze Reihe von Formen 
internationaler Kooperation mit Herkunfts- und Transitstaa-
ten von Migrant_innen und Flüchtlingen. Die Hauptinstru-
mente bestehen in der Bekämpfung irregulärer Migration, 
der Verfestigung der Außengrenzen und der Rücküber-
nahme. Bezogen auf die Entwicklungskooperation im Bezug 
zur Migrationspolitik sind die Instrumente freilich noch wenig 
ausgereift, und die legale Migration ist im Bereich der exter-
nen Dimension von Migration quasi inexistent (vgl. García 
Andrade/ Martín 2015). In geographischer Hinsicht haben 
sich die Instrumente der GAMM auf die Westbalkanstaaten, 
Osteuropa und den Südlichen Kaukasus konzentriert, wohin-
gegen Kooperationen mit den Staaten des südlichen Mittel-
meers, der Subsahara und Ostafrika erst unlängst an Bedeu-
tung gewinnen (García Andrade/Martín 2015: 10). Geht es 
nach der Kommission, so soll die EU nun bilaterale und 
regionale bzw. interkontinentale Kooperationen zu Migrati-
onsfragen verstärken (Rabat-, Khartoum-, Budapest-Prozess, 
EU-Africa Migration and Mobility Dialogue; http://europa.eu/
rapid/press-release_MEMO-15-4832_de.htm). Dazu soll die 
Rolle der EU-Delegationen in den Schlüsselstaaten der Mig-
ration verstärkt werden; sie sollen nicht nur Bericht erstatten, 
sondern auch am „mainstreaming“ zwischen Entwicklungs-
kooperation und Migration beteiligt werden. Spezielle 
Migrations-Verbindungsbeamte sollen in Drittstaaten wirken, 
zunächst in Algerien, Marokko, Tunesien, Niger, dem Sene-
gal, Sudan, der Türkei, Pakistan, dem Libanon und Jordanien.

Weitere Vorschläge der Europäischen Kommission zur 
Kooperation mit Drittstaaten beziehen sich auf die Ursachen-
bekämpfung in den Herkunftsländern. Das entspricht der 
grundsätzlichen Forderung, Migration solle stärker als bisher 
Bestandteil der Außen- und Entwicklungspolitik werden.
Die Fluchtursachen, die eigentlichen push-Faktoren für die 
Entscheidung zu migrieren, sind offenkundig nicht kurzfristig 
und nicht einfach zu bekämpfen. Hier gilt es tatsächlich, 
strukturell die einzelnen Generaldirektionen der Kommission 
stärker aufeinander abzustimmen, insbesondere im Bereich 
der langfristigen Entwicklungskooperation und der kurz- 
und mittelfristigen Krisenbekämpfung vor Ort mit der Ent-
wicklungskooperation der Europäischen Kommission, der 
Generaldirektion Humanitäre Hilfe und Katastrophenschutz 
der Europäischen Kommission (European Commission‘s 
Humanitarian Aid and Civil Protection department, ECHO).

Auch unter den Transitstaaten will die EU ihr Engagement 
verstärken (European Commission 2015d). Beginnend mit Ni-

ger und Mali geht es vor allem um die Sicherung der Grenz-
kontrollen. Regionale Entwicklungs- und Schutzprogramme 
(Regional Development and Protection Programmes, RDPPs) 
sollen aufgebaut und erweitert werden, beginnend mit Nor-
dafrika und dem Horn von Afrika. Dafür will die Europäische 
Union zusätzliche 30 Millionen Euro für den Zeitraum 2015 
bis 2016 zur Verfügung stellen. Ein so genanntes Mehr-
zweckzentrum (multi-purpose centre) wird Ende 2015 in Ni-
ger aufgebaut. Hier soll gemeinsam mit der Internationalen 
Organisation für Migration (IOM), dem Flüchtlingshilfswerk 
der Vereinten Nationen (United Nations High Commission 
for Refugees, UNHCR) und den nigerianischen Behörden ein 
Zentrum für Information, lokale Schutzmöglichkeit und re-
settlement entstehen. Dieses Pilotprojekt soll Schule machen: 
In den Herkunfts- oder Transitstaaten soll den potenziellen 
Flüchtlingen und Migrant_innen ein realistisches Bild der Er-
folgschancen und Risiken einer solchen Reise vermittelt wer-
den. Außerdem soll ihnen die Möglichkeit zur freiwilligen 
Rückkehr eröffnet werden. Extraterritoriale Asylverfahren sind 
noch nicht explizit vorgesehen, werden aber diskutiert. Diese 
Möglichkeit wurde bereits 2003 vom damaligen britischen 
Premierminister Tony Blair vorgeschlagen und 2005 vom ehe-
maligen deutschen Bundesinnenminister Otto Schily wieder 
aufgegriffen.

Ebenso wenig neu ist der Vorschlag, Partnerschaften 
mit Herkunfts- und Transitstaaten zu schließen, um die Rück-
kehrquote zu erhöhen. Rückübernahmeabkommen über die 
Rückführung von Ausländer_innen werden seit etlichen 
Jahren mit Partnerländern abgeschlossen. Sie regeln teilweise 
die Rücknahme eigener Bürger_innen, aber auch die von 
Drittstaatsangehörigen, die nicht oder nicht mehr die Voraus-
setzungen zu Eintritt, Anwesenheit oder Aufenthalt in einem 
EU-Mitgliedstaat erfüllen, legen Finanzierungsmodalitäten 
fest und setzen Fristen für die Rückübernahme. Einige Mit-
gliedstaaten (vor allem Spanien, Frankreich, Italien, Deutsch-
land und Griechenland) verfügen über bilaterale Rücküber-
nahmeabkommen; außerdem hat die Europäische Kommissi-
on seit 2000 auch gemeinsame Abkommen mit Drittstaaten 
geschlossen. Darin werden i.d.R. verschiedene Politikbereiche 
mit der Rückübernahme verknüpft, etwa mit entwicklungs-, 
umwelt-, handels- oder arbeitsmarktpolitischen Themen, 
bei deren Vertragsvereinbarungen und Umsetzung aber 
erhebliche Unterschiede untereinander bestehen (Reslow 
2012; Dünnwald 2015).

Im September 2015 fi xierte der Europäische Rat auch eine 
deutliche Erhöhung des EU Treuhandfonds in Antwort auf 
die Syrienkrise (EU Regional Trust Funds in response to the 
Syrian Crisis) und der Unterstützung der syrischen Flüchtlinge 
in den Aufnahmestaaten Libanon, Jordanien und Irak, um die 
Push-Faktoren aus diesen Anrainerländern zu reduzieren. 
Erst in Antwort auf die „Flüchtlingskrise“ wurde das Budget 
erneut auf insgesamt 1,7 Mrd. Euro für die Jahre 2015 und 
2016 erhöht. Neben der Stärkung der drei Agenturen FRONTEX, 
EASO und EUROPOL und dem Asyl- und Migrationsfonds lag 
nun ein zusätzlicher Schwerpunkt auf der Finanzierung Euro-
päischer Nachbarschaftspolitik, dem EU Treuhandfonds für 
Syrien sowie einer Erhöhung der humanitären Hilfe v.a. für 
den UNHCR, dem Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen und weiteren relevanten Organisationen, die mit 
der Betreuung von Flüchtlingen betraut sind. Die Mitgliedstaa-
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ten sind aufgerufen, den EU-Beitrag entsprechend mit eigenen 
Mitteln zu ergänzen. Allerdings sind im Falle des Beitrags für 
die Programme des Hohen Flüchtlingskommissariats und des 
Welternährungsprogramms bis Redaktionsschluss nur zwei 
Mitgliedstaaten – Großbritannien und Deutschland – ihrer 
Selbstverpfl ichtung nachgekommen. Im Falle des Treuhand-
fonds für Syrien sind dies ebenfalls zwei Mitgliedstaaten: Itali-
en und Deutschland. Für den Nottreuhandfonds für Afrika 
hatten sich zuletzt Luxemburg, Spanien und Deutschland be-
teiligt; dieser wurde im November beim EU-Afrika-Gipfel er-
heblich erhöht (European Commission 2015e).

2.2.1 EXTERNE DIMENSION DER MIGRATION 
ODER EXTERNALISIERUNG DES 
GRENZSCHUTZES?

Ursprünglich Kern nationalstaatlicher Souveränität, haben 
Grenzmanagement und Migrationskontrolle sich allmählich 
auf die intergouvernementale und von dort auf die suprana-
tionale Ebene bewegt. Aus der Innen- und Justizpolitik her-
aus lappen diese Themen nun immer weiter in andere Poli-
tikfelder hinein. Die externe Dimension der Migration und 
Migrationskontrolle, wie sie der oben erwähnte Gesamtan-
satz für Migration und Mobilität (GAMM) begreift, bezieht 
die Herkunfts- und Transitstaaten mit ein, wenn es um das 
Grenzmanagement geht. Diese Tendenz wird in der Literatur 
auch häufi g unter den Begriff der Externalisierung gefasst 
(kritisch etwa: Buckel 2014; Dünnwald 2015). Unter dem 
Begriff der Externalisierung fi nden sich aber ganz unter-
schiedliche Phänomene wie a) nationale Maßnahmen, die 
internationale Auswirkungen zeitigen (z. B. die aktuell von 
der Bundesregierung beschlossenen Transitzonen), b) ein ver-
stärktes Augenmerk auf die Sicherung der Außengrenzen 
und die Bekämpfung irregulärer Migration durch Grenzkon-
trollen, den Bau von Zäunen etc., c) Maßnahmen der Rück-
kehrförderung, Rückübernahmeabkommen, Rücktransporte 
in Drittstaaten, d) die Durchführung von Asylverfahren außer-
halb des Territoriums eines Mitgliedstaates der EU und e) 
Maßnahmen, welche die Ursachenbekämpfung von Flucht 
betreffen wie etwa die Verbindung zwischen Entwick-
lungskooperation und Migration (vgl. Zapata-Barrero 2013: 
6f.). Diese externe Form der governance – die Geltung von 
Rechten jenseits der institutionellen Integration – wird auch 
als Extraterritorialisierung bezeichnet und hebt darauf ab, 
dass die EU ihre Grenzen nach außen ausdehnt. Das betrifft 
das Bemühen, Drittstaaten dazu zu bewegen, ihre Staatsan-
gehörigen an der Ausreise zu hindern, Migrant_innen mög-
lichst nahe ihrer Herkunftsländer unterzubringen bzw. zu ver-
hindern, dass sie in das Staatsgebiet von EU-Mitgliedsländern 
einreisen. 

Dabei lassen sich im Prinzip zwei Ansätze unterscheiden: 
der Ansatz der „Fernsteuerung“ („remote control“, Zapata-
Barrero 2013: 10), der eher sicherheitsbasiert, reaktiv (auf 
die Kontrolle von Migrationsbewegungen abzielend) und 
restriktiv ist, wohingegen ein an den Ursachen ansetzender 
Ansatz („root cause approach“, Zapata-Barrero 2013: 10) 
entwicklungsorientiert, proaktiv/präventiv ausgerichtet ist 
und auf Innovation der Politik setzt.

Erstere Strategie wird in der europäischen Politik durch 
verschiedene, wenn auch nur lose miteinander verbundene 

Instrumente gestützt und soll der Agenda nach mit dem Fokus 
auf diplomatischen Druck, den Ausbau bi- und multilateraler 
Treffen, weiteren Rückübernahmeabkommen sowie eine ver-
stärkte Rücknahmepolitik, institutionell auf den Auf- und Aus-
bau externer Camps und Grenzkontrollen noch ausgebaut 
werden. Die zweite Strategie – die der entwicklungsbezoge-
nen, proaktiven Externalisierung – erscheint hingegen in den 
Plänen der Europäischen Union noch weniger verankert.

Aus menschenrechtlicher Perspektive wird die Debatte 
um extraterritoriale Staatenpfl ichten derzeit stark bezogen 
auf Mobilitätspartnerschaften und Rückübernahmeabkom-
men geführt (Garlick 2006; Gammeltoft-Hansen 2009; Zapa-
ta-Barrero 2013; den Heijer 2011; Taylor Nicholson 2011). Sie 
gewinnt in Bezug auf die Europäische Agenda für Migration 
erneut an Brisanz und kann für sie fruchtbar gemacht wer-
den. Das extraterritoriale Handeln muss dabei der Tatsache 
Rechnung tragen, dass internationale Gerichte zur Überwa-
chung der Einhaltung von Menschenrechten – so auch der 
EGMR im weiter unten erläuterten erwähnten Hirsi-Urteil– 
feststellen, Personen unterlägen der Gerichtsbarkeit eines 
ausländischen Staates dann, wenn dieser die tatsächliche 
Staatsgewalt und/oder Macht über das Gebiet oder die Per-
sonen ausübt. Diese beiden Perspektiven – die entwicklungs-
politische und die menschenrechtliche - geben der folgenden 
Debatte einen wichtigen Impuls.

2.2.2 MANGELNDE ENTWICKLUNGSPOLITISCHE 
AUSRICHTUNG

Verstärkte entwicklungspolitische Ansätze, die auch Nicht-
Regierungsorganisationen in die Konzeption, Planung und 
Umsetzung einbeziehen, können sehr wohl einen wichtigen 
Beitrag zur Eindämmung von Flucht- und Migrationsbewe-
gungen bieten, sowohl in den Herkunfts- als auch in den 
Transitstaaten. Sie unterstreichen die Potenziale und Res-
sourcen der Flüchtlinge, ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, 
wenn sie das Recht erhalten, zu lernen und zu arbeiten 
(z. B. Newland 2015). Dieser Zugang, der über die bisherigen 
humanitären Ansätze hinausreicht (Papademetriou 2015), ist 
zwar in den Plänen der Kommission immer wieder präsent, 
kann aber noch erheblich ausgebaut werden. Entwicklungs-
politische Ansätze dürfen sich nicht im Aufbau von Grenz-
regimen der Herkunfts- und Transitstaaten erschöpfen, 
zumal dann nicht, wenn es sich um diktatorische Regime 
handelt, die die eigenen Landsleute an der Ausreise hindern 
(kritisch: Pro Asyl 2015 auf der Basis eines ARD-Monitor-
Berichts).

Bezüglich der Rücknahmeübereinkommen ist darauf zu 
verweisen, dass Drittstaaten zwar zu aktiven Partnern der 
Migrationspolitik der Europäischen Union und ihrer Mitglied-
staaten werden (Reslow 2012), die ihre Verhandlungspositio-
nen durchaus erkennen (wenngleich in unterschiedlichem 
Maße, je nach Position des Partners). Die bisher abgeschlos-
senen Verträge enthalten jedoch keine effektiven Menschen-
rechtsgarantien. „Zwar ist immer eine Klausel zu fi nden, nach 
der völkerrechtliche Verpfl ichtungen der Vertragsparteien von 
den Abkommen nicht berührt werden. Aber das stellt keiner-
lei wirksame menschenrechtliche Garantie dar, vor allem 
nicht gegen Kettenabschiebungen in einen Verfolgerstaat“ 
(Grenz et al. 2015: 95).
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Auch sind entwicklungspolitische und migrationspolitische 
Instrumente und Maßnahmen in dieser „Geben und Neh-
men”-Logik u.U. auf problematische Weise miteinander 
verknüpft:

„Da die EU für die Mitgliedstaaten bislang keine hinrei-
chend präzisen und verbindlichen Regeln aufgestellt hat, wel-
che Standards bei der Auswahl der Vertragspartner und 
Ausgestaltung der Rückübernahmeabkommen gelten sollen, 
besteht hier die Gefahr, dass menschen- und fl üchtlingsrecht-
liche Garantien unterlaufen werden. Vor diesem Hintergrund 
ist die Verknüpfung von Rückübernahmeabkommen und 
Entwicklungshilfe umso problematischer – wenn dies dazu 
führt, dass die Entwicklungshilfe nicht nur nach anderen 
Maßstäben, sondern auch an andere Empfänger verteilt wird 
als zuvor. Folglich ist es nicht richtig, dass Rückübernahmeab-
kommen dadurch legitimiert werden, dass die menschen-
rechtliche Situation in den Rückübernahmestaaten durch 
Entwicklungshilfe verbessert wird. Vielmehr besteht die Ge-
fahr, dass die Rückübernahmeabkommen Entwicklungshilfe 
delegitimieren“ (Riebau 2015).

2.2.3 EXTRATERRITORIALE STAATENPFLICHTEN 
IN RDPPS

Bezüglich des neuen-alten Instruments Regionaler Entwick-
lungs- und Schutzprogramme ergeben sich momentan noch 
mehr Fragen als Antworten.

Fraglich ist, ob in den regionalen Aufnahmezentren 
(RDPPs) auch eine Überprüfung von Asylmöglichkeiten von 
außerhalb der EU-Grenzen erfolgen soll – wie sie der 
Europäische Rat in seinen Leitlinien von 2014 empfi ehlt und 
sie die Europäische Kommission mit dem Pilotprojekt in Niger 
zumindest anreißt.

Die Attraktivität solcher Vorschläge liegt offenkundig dar-
in, dass Menschen mit einer Anerkennungsperspektive auf si-
chereren und geordneten Wegen nach Europa kommen 
könnten. Dies würde zugleich die Zahl derer, die ohne Per-
spektive kämen, verringern und die Zahl der Rückführungen 
reduzieren. Gelegentlich wird die Debatte erweitert um die 
Möglichkeit, hier nicht nur Asyl-, sondern auch Migrations-
perspektiven zu öffnen.

Seit diese Vorschläge vor zehn Jahren diskutiert, stark kri-
tisiert und schließlich verworfen worden waren, hat sich die 
EU-Gesetzgebung weiterentwickelt und sind neue Institutio-
nen entstanden. So hat das Europäische Unterstützungsbüro 
für Asylfragen (EASO) die explizite Aufgabe, auch mit Dritt-
staaten zu kooperieren, und der Europäische Diplomatische 
Dienst, (European External Action Service, EEAS), soll in Dritt-
staaten auch in den Bereichen Migrations- und Asylpolitik 
agieren (Garlick 2015).

Dennoch wirft diese Debatte menschen- und fl üchtlings-
rechtlich viele Bedenken auf: Zunächst gilt zu prüfen, inwiefern 
die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten hier einen Teil 
ihrer Schutzverantwortung nach außen verlagern und die Ver-
antwortung für Aufnahme und Schutz auf Dritte übertragen. 
Die jüngere Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte (EGMR) hat in dem weiter oben zitierten 
Hirsi-Urteil nicht umsonst unterstrichen, dass das Prinzip des 
non-refoulement auch außerhalb des eigenen nationalen Terri-
toriums gilt – sei es in internationalen Gewässern, Grenzgebie-

ten oder auf dem Territorium eines anderen Staates, sobald 
Staaten effektive Kontrolle über Individuen ausüben. Diese 
Personen können nicht in Länder zurückgewiesen werden, in 
denen ihnen Verfolgung, Folter, inhumane oder erniedrigende 
Behandlung droht, oder in Länder, die sie weiter in solche Risi-
kogebiete zurückweisen würden. Das beinhaltet auch die Be-
achtung prozeduraler Schutzmaßnahmen wie den Zugang zu 
einer Anhörung, einem Rechtsbeistand, Verdolmetschung, In-
formation und den Zugang zu Rechtsbehelf.

Eng damit zusammen hängt die Frage, in welchen Län-
dern solche Zentren aufgebaut oder ausgebaut werden 
könnten. Sollen bestehende Camps in Erstaufnahmestaaten 
etwa mit Hilfe des UNHCR zu einer Art Ausreisezentren aus-
gebaut werden? Zu Recht wird kritisiert, dass nicht einmal 
alle Aufnahmeländer Signatarstaaten der Genfer Flüchtlings-
konvention sind. Damit entsteht die Gefahr, dass Asylsuchen-
de keinen angemessenen Schutz erhalten und sogar Gefahr 
laufen, dass ihr Recht auf Nichtzurückweisung unterminiert 
wird. UNHCR hat unter bestimmten Bedingungen seine Un-
terstützung für die Durchführung multilateral organisierter 
Asylverfahren zugesagt (UNHCR 2015a), insistiert aber, dass 
Asyl von weiteren Lösungen für Flüchtlinge (etwa resettle-
ment) begleitet werden muss. Das ist eine andere Situation 
als noch zu Anfang der 2000er Jahre, als weder die Mit-
gliedstaaten noch der UNHCR für ein solches gemeinsames 
Asylverfahren ( joint processing) zu gewinnen war (Garlick 
2006). Jedoch: Was passiert im Land der Erstaufnahme in 
dem Fall, in dem ein_e Antragsteller_in zurückgewiesen 
wird? Welche Rechte kommen ihm/ihr zu? Welche prakti-
schen Konsequenzen ergeben sich für seine oder ihre Rück- 
oder Weiterreise?

Das Instrument der externen Asylverfahren in solchen 
Zentren wirft aber außerdem eine ganze Reihe praktischer 
und juristischer Probleme auf, die mit dem Zustand des 
Asylsystems im Inneren der EU selbst zusammenhängen. 
Mitnichten verfügt die EU bislang über ein einheitliches 
Asylsystem, in dem die Kriterien für die Zuerkennung eines 
Flüchtlingsstatus, die Aufnahme, die Verfahren und damit die 
Chancen auf positive Entscheidung einheitlich wären (ECRE 
2014), wie weiter unten erläutert wird. Ja, unter den aktuel-
len Bedingungen klafft die Kluft der Asylgewährung zwi-
schen den Mitgliedstaaten noch weiter auseinander. Unklar 
ist damit nicht allein die Zuständigkeit für solche Verfahren, 
sondern auch die Frage, in welchen Mitgliedstaat ein Flücht-
ling nach seiner Anerkennung einreisen soll (Garlick 2015). 
Dennoch: In Kombination mit humanitären Visa- oder mit 
Protected-Entry-Verfahren, mit ausgedehnten Resettlement-
Verfahren bergen diese Instrumente durchaus Potenzial, das 
es unter menschen- und fl üchtlingsrechtlichen Vorgaben wei-
ter zu diskutieren gilt. Auch darüber besteht erheblicher For-
schungs- und Diskussionsbedarf für die kommenden Jahre.

2.2.4 KURZ- UND LANGFRISTIGE LÖSUNGEN 
FÜR ANRAINERSTAATEN

Ohne eine entsprechende Unterstützung der Anrainerstaaten 
werden die Zugänge kurzfristig nicht abnehmen. Die Mit-
gliedstaaten müssen daher zu ihren Selbstverpfl ichtungen 
stehen und diese, wo immer möglich, noch ausbauen. Die 
oben diskutierte Aufnahme über resettlement ist ein wichti-
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ger Ansatzpunkt für dauerhafte Lösungen gemäß dem inter-
nationalen Flüchtlingsregime für all jene Personen in den 
Camps außerhalb Europas, die besonders verletzlich sind. Der 
Vorschlag der Europäischen Kommission, 20.000 Personen 
über einen Zeitraum von zwei Jahren über die Mitgliedstaa-
ten durch Neuansiedlung zu verteilen, mag nach Zahlen 
gering erscheinen, ist aber ein guter erster Ansatz, der dieser 
Forderung Rechnung, trägt und ein Instrument, in dessen 
Anwendung UNHCR bereits erhebliche Erfahrung mitbringt.

Darüber hinaus ist aber auch die lokale Integration in 
die Erstaufnahmestaaten dringend zu verbessern. Solange 
Flüchtlinge in den Ländern ihrer Ankunft nicht arbeiten 
dürfen, keinen oder wenig Zugang zu Bildung und Gesund-
heit haben, ist es nicht verwunderlich, dass sie weiterwan-
dern – zumal es sich ja in vielen Fällen um gemischte 
Gruppen („mixed fl ows“), handelt (UNHCR 2015 und 2015a).

Daher gibt es auf globaler Ebene bereits seit Jahren Be-
strebungen, langfristig über eine Überprüfung des internatio-
nalen Flüchtlings- und Migrationsrechts zu refl ektieren (Long 
2015). Arbeitsmigration könne, so das Argument, letztlich so-
gar dazu beitragen, das internationale Regime zum Flücht-
lingsschutz zu verbessern. Jedoch stehen dem auf 
europäischer Ebene derzeit wachsende rechtspopulistische 
und -extreme Tendenzen entgegen. Allerdings sind auch hu-
manitäre Organisationen und Nicht-Regierungsorganisatio-
nen häufi g gegen eine Vermischung von Flüchtlings- und 
Migrationsstatus, denn dies könnte die Kriterien für den 
Schutz verwässern und letztlich dazu führen, dass Staaten 
nicht die Schutzbedürftigen aufnähmen, sondern diejenigen, 
die ihnen wirtschaftlich gewinnbringend erschienen. Die 
Rechte für Migrant_innen könnten aber unzureichend für 
den Schutz von Flüchtlingen sein, die internationalen Schut-
zes bedürfen und über den Weg legaler (Arbeits-) Migration 
wandern. Dennoch ist diese Debatte möglicherweise in 
Verbindung mit jener um die legalen Zugangswege frucht-
bringend. 

2.3 SEENOTRETTUNG UND BEKÄMPFUNG 
KRIMINELLER SCHLEUSERNETZWERKE

Die Europäische Kommission nahm die Beschlüsse des Rates 
für Auswärtige Angelegenheiten für eine Bekämpfung des 
Schlepperwesens auf; der Rat der Außen- und Verteidigungs-
minister der Europäischen Union beschloss im Juni 2015 die 
Einleitung der Operation. Im Rahmen der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) ist die EU mit 
der EUNAVFOR MED somit erstmals in Form einer Militärope-
ration aktiv, um Schlepperschiffe von Flüchtlingen und Mig-
rant_innen aufzuspüren, aufzubringen und zu zerstören, um 
so das Geschäftsmodell der Schmuggler_innen und Händ-
ler_innen zu unterbrechen und zugleich Menschen im Mittel-
meer zu retten (vgl. European Union External Action 2015).

Ein Dreistufenplan wurde entwickelt, mit dem Ziel, das 
„Geschäftsmodell der Schlepper- und Schleuserringe zu zer-
stören“. In einer ersten Phase wurde die Operation geplant, 
wurden Seeaufklärer, Drohnen und Satelliten eingesetzt, um 
die Schleppernetze aufzuspüren und zu überwachen. In der 
zweiten, operativen Phase, die der Zustimmung des UN-Si-
cherheitsrates bzw. der libyschen Regierung bedurfte, wer-

den Boote zunächst außerhalb der libyschen Gewässer 
aufgebracht; Schleuser_innen können verhaftet, ihre Boote 
zerstört werden. In einer dritten Phase sollen – wiederum 
vorbehaltlich der Zustimmung des Sicherheitsrates – Boote 
und andere Infrastruktur der Schleuser_innen auch auf liby-
schem Territorium zerstört werden können.

Parallel dazu hat die EU die Mittelausstattung der ge-
meinsamen FRONTEX-Operationen Triton und Poseidon 
verdreifacht, an der sich seit Mai 2015 auch der deutsche Ver-
sorger Berlin und die Fregatte Hessen beteiligten. EUROPOL 
setzte eine Einsatzgruppe für die Seeaufklärung (JOT MARE) 
ein. EUROPOL als Anlaufstelle für die Bekämpfung von 
Schleppernetzen soll zu einer zentralen Anlaufstelle für die 
behördenübergreifende Zusammenarbeit im Kampf gegen 
Schlepperaktivitäten ausgedehnt werden. Die Europäische 
Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs, die Europäische 
Fischereiaufsichtsagentur und EUROJUST sollen stärker mitein-
ander kooperieren. 

2.3.1 BEDEUTUNG UND AUSSTATTUNG DER 
SEENOTRETTUNG

UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon hat zu bedenken gegeben, 
dass die Seenotrettung bei einer Ausweitung der Mission 
gegenüber der Schlepperbekämpfung in den Hintergrund 
treten könne (Rettman 2015). Diese ist angesichts der horren-
den Situation im Mittelmeer (UNHCR 2015a, Altai Consulting 
2015, IOM 2015) dringend geboten. Daraus resultieren 
grundlegende menschenrechtliche Herausforderungen: 
zunächst das Recht auf Leben, das Recht auf Nicht-Zurück-
weisung (non-refoulement) und der menschenwürdigen 
Behandlung von Menschen, die auf See gerettet oder um-
geleitet werden (ausführlich: FRA 2013).

Die Seenotrettung zur Garantie des fundamentalen 
Rechts auf Leben (Art. 2 der EU-Grundrechtecharta und Art. 
2 der Europäischen Menschenrechtskonvention) ist – anders 
als die Grenzkontrolle, die unter EU-Recht (Art. 79 AEUV) fällt 
– im Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen (engl.: 
United Nations Convention on the Law of the Sea 1982) 
fi xiert. Sie ist Verpfl ichtung eines jeden Staates (Art. 98); alle 
Küstenstaaten sind verpfl ichtet, Such- und Rettungsdienste 
zu etablieren. Koordiniert werden sie nach der Internationa-
len SAR-Konvention (vgl. International Maritime Organisation) 
durch Internationale Leitstellen zur Koordination der Seenot-
rettung.

Art. 33 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK; zit. als 
Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 1951 und 
New Yorker Protokoll von 1967) fi xiert darüber hinaus das 
Recht der Nicht-Zurückweisung (non-refoulement). Dieses 
bezieht sich auf die Zurückweisung eines Menschen über die 
Grenzen von Gebieten, „in denen sein Leben oder seine Frei-
heit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit, seiner 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
wegen seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde.“ 
Das Prinzip des non-refoulement schließt auch die Zurück-
weisung in andere Staaten mit ein, in denen ein Risiko auf 
weitere Zurückweisung bis in den Herkunftsstaat besteht (so 
genanntes indirektes refoulement). Es verbietet auch so ge-
nannte push backs auf hoher See. Die GFK ist von allen Mit-
gliedstaaten ratifi ziert und hat in Art. 78 der AEUV Eingang 
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in europäisches Primärrecht gefunden sowie in Art. 18 der 
EU-Grundrechtecharta. In dem wegweisenden Urteil Hirsi Ja-
maa u.a. gegen Italien (European Court of Human Rights, 
Application no. 27765/09) hatte der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte dieses Prinzip auf das Abfangen von 
Booten auf See angewandt.

Im Mittelmeer operieren nationale Küstenwachen, private 
Organisationen und Projekte (Watch the Med, Migrants 
Offshore Aid Station, MOAS, Sea Watch) und seit November 
2014 die europäische Grenzschutzagentur FRONTEX. An-
fänglich war die von FRONTEX durchgeführte Operation Tri-
ton fi nanziell erheblich geringer und mit einem begrenzteren 
Radius ausgestattet als die von der italienischen Küstenwa-
che ausgeführte Operation Mare Nostrum. FRONTEX wurde 
in der Folge besser ausgestattet, die Mittel verdreifacht. An-
ders als Mare Nostrum sind die von FRONTEX angeführten 
Operationen Triton und Poseidon jedoch primär für die Au-
ßengrenzensicherung und nicht primär für die Seenotrettung 
vorgesehen. Wie der Exekutivdirektor von FRONTEX, Fabrice 
Leggeri, in einem Interview mit der Zeitung The Guardian am 
22. April 2015 sagte: „Triton kann keine Such- und Rettungs-
operation sein. Ich meine, dass wir in unseren operativen Plä-
nen keine Vorkehrungen für proaktive Such- und 
Rettungsaktionen treffen können. Dies ist nicht im Mandat 
von Frontex enthalten und, nach meiner Auffassung, auch 
nicht im Mandat der Europäischen Union“ (zit. nach Kingsley/
Traynor 2015, Original Englisch). Das Forum Menschenrechte 
(2015: 5) hält diese Selbstbeschreibung für nicht zutreffend. 
Vielmehr verweise diese auf die agentureigene Schwer-
punktsetzung. In jedem Fall scheinen Seenotrettungs- und 
Kontrolloperationen in der Praxis häufi g zu verwischen (Lle-
welyn 2015: 11), da die Boote, die zum Transport von Mig-
rant_innen verwendet werden, oftmals seeuntauglich sind.

Wie auch andere Organisationen, fordert das Forum Men-
schenrechte daher einen EU-eigenen, zivilen Seenotrettungs-
dienst. Bislang scheiterte dies aber an der Befürchtung 
einiger Mitgliedstaaten, die Rettung Schiffbrüchiger könne ei-
nen Pull-Faktor für noch mehr Flüchtlinge darstellen (Grenz et 
al. 2015: 103, Altai Consulting 2015: 113). Angesichts der Tat-
sache, dass, wie oben erläutert, die Entscheidung bei den 
Mitgliedstaaten liegt und der in den vergangenen Monaten 
ständig zunehmenden Zugänge stehen die Chancen momen-
tan für eine solche Weichenstellung eher schlecht. Dennoch 
wird die Kommission bis Ende 2015 einen Vorschlag vorle-
gen. Von ihrem Verhandlungsgeschick hängt es nicht zuletzt 
ab, die Staaten zu einem Mitmachen zu bewegen.

2.3.2 VÖLKERRECHTLICHE FRAGEN

Die EU bemühte sich zunächst um eine Zustimmung der 
international anerkannten libyschen Regierung in Tobruk, die 
diese aber kategorisch verweigerte. Die Hohe Vertreterin der 
EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Federica Mogherini, 
ersuchte sodann den UN-Sicherheitsrat im Mai 2015 um ein 
Mandat auf Grundlage des Kapitels VII der UN-Charta. Nach 
dessen Artikel 39 müsste es sich in der augenblicklichen 
Lage entweder um eine „Bedrohung des Weltfriedens“ oder 
um eine „Gefahr für die internationale Sicherheit“ handeln, in 
die libysche Souveränität einzugreifen. Mogherini argumen-
tierte, die Ereignisse im Mittelmeer seien nicht nur eine 

humanitäre Notlage, sondern auch eine Sicherheitskrise: 
Schmugglernetzwerke seien verbunden mit terroristischen 
Aktivitäten und fi nanzierten diese in einzelnen Fällen. Dies 
trage dazu bei, so ihr Argument, eine per se bereits instabile 
Region noch instabiler zu machen (vgl. European External 
Action Service 2015). Bereits im Falle Iraks und Somalias 
(1991/92 und 2008) hatte der Sicherheitsrat festgestellt, dass 
„Flüchtlings- und Migrantenströme zwar per se keine Bedro-
hung des Friedens und der internationalen Sicherheit darstel-
len, aber durchaus geeignet sein können, eine Region so zu 
destabilisieren, dass davon eine „Gefahr für die internationale 
Sicherheit“ ausgehen kann. Vor allem könnten im „Schlepp-
tau“ der Flüchtlinge auch Terroristen einreisen, die das allge-
meine Chaos für ihre friedensgefährdenden kriminellen Akti-
vitäten ausnützen könnten.“ (Hummer 2015).

Eine entsprechende Resolution des Sicherheitsrates wur-
de am 9. Oktober 2015 (gegen die Stimme Venezuelas) an-
genommen (Resolution 2240 (2015)). Demnach dürfen die 
Mitgliedstaaten bei der Operation Sophia (benannt nach ei-
nem auf dem deutschen Schiff Schleswig-Holstein gebore-
nen Kind, dessen Mutter zuvor vor der lybischen Küste 
gerettet worden war) ein Jahr lang Schiffe auf hoher See vor 
der Küste Libyens inspizieren, von denen sie annehmen, dass 
diese zum Menschenschmuggel oder -handel verwendet 
werden. Unter Kapitel VII der UN Charta handelnd, dürfen sie 
auch Schiffe anhalten, durchsuchen, beschlagnahmen und 
ggf. umleiten, wenn diese nachweislich zum Menschen-
schmuggel oder -handel dienen (United Nations 2015). Seit 
dem 7. Oktober operiert EUNAVFOR MED bereits im Mittel-
meer. Die Beteiligung ist bis 31. Oktober 2016 vorgesehen. 
Neben Deutschland2 beteiligen sich Frankreich, Großbritan-
nien, Italien, Slowenien und Spanien an dieser Mission.

Das deutsche Forum Menschenrechte vertritt die Auffas-
sung, dass „Fluchtbewegungen keine Gefahr für den Frieden 
darstellen“ könnten und dass „Schleusung (…) zudem keine 
staatliche oder staatsähnliche Handlung sei“, sich die EU da-
mit also „aktiv an einer weiteren Aushöhlung des Völker-
rechts beteiligen“ würde (Forum Menschenrechte 2015: 3). 
Zu all diesen Fragen besteht aus meiner Sicht politik- wie 
rechtswissenschaftlich erheblicher Forschungsbedarf.

2.3.3 RISIKEN DES EUNAVFOR MED-MANDATS

Über die völkerrechtliche Frage hinaus stellt sich auch die 
Frage der empirischen Umsetzbarkeit des Mandats von 
EUNAVFOR MED. Unklar ist, wie eindeutig sich Schlepper-
boote identifi zieren und zerstören lassen und wie verhindert 
werden kann, dass Flüchtlinge selbst zu Schaden kommen 
(Scherr 2015). Für Militäreinsätze besteht das Risiko einer 
Konfrontation auf libyschem Territorium, u.a. durch Milizen, 
Extremist_innen und Terrorist_innen. Außerdem steht zu 
befürchten, dass Schmuggler_innen selbst sich in Antwort 
auf die Militäroperation bewaffnen könnten, so dass auch für 
ziviles Personal Risiken bestünden. 

2 Für den deutschen Einsatz war gemäß Art. 24 Abs. 2 GG ein Bundes-
tagsmandat erforderlich, das der Deutsche Bundestag am 1. Oktober 
2015 mit der Mehrheit der Regierungskoalition erteilte (BT-Drucksache 
18/6013). Deutschland beteiligt sich mit maximal 950 Soldaten.
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2.3.4 MANGELNDE EFFEKTIVITÄT AUFGRUND 
MANGELNDER ALTERNATIVEN

Zweifellos ist dokumentiert, dass das Schleuserwesen ein 
profi torientiertes Geschäft ist. Es ist belegt, dass vor allem 
Menschenhändler_innen, aber auch zahlreiche Menschen-
schmuggler_innen die Rechte der Flüchtlinge unter Umständen 
mit Füßen treten (etwa: Di Nicola/Musumeci 2015; Townsend/
Oomen 2015). Die Hintermänner oder -frauen dieser 
Geschäfte aber verbleiben in der Regel in Libyen und sind in 
aller Regel nicht einmal selbst mit auf den Schleuserbooten 
(Llewellyn 2015: 22f).

Dennoch wird ebenso deutlich, dass auch die Aufnah-
mestaaten der Europäischen Union die Rechte der Flüchtlinge, 
vor allem das oben erläuterte Gebot der Nicht-Zurückweisung, 
unterminieren: Sie schaffen kaum legale Zugangswege zum 
Schutz auf ihrem Territorium und sie sind sogar wegen illega-
ler Zurückweisungen (dazu u.a.: Amnesty International 2014) 
wiederholt an den Pranger gestellt worden.

Vor diesem Hintergrund haben wir bislang keinerlei 
Beweise dafür, dass eine solche Bekämpfung des Schlepper-
wesens für sich genommen tatsächlich effektiv sein wird. 
Vielmehr steht zu befürchten, dass die Schlepper_innen auf 
noch gefährlichere Routen ausweichen, damit die Risiken der 
Flucht für Flüchtlinge und Migrant_innen erheblich erhöhen 
und zugleich immer höhere Profi te machen (Amnesty Inter-
national 2014) – oder aber, dass sie, wie zuletzt mehr als 
deutlich – neue und kürzere Wege mit billigeren und seeun-
tauglicheren Schiffen über die Ägäis- und Balkanroute gehen: 
Schmugglernetzwerke passen sich offenkundig in enormer 
Geschwindigkeit neuen Gegebenheiten an (De Bruycker et  
al. 2013, Townsend/Oomen 2015). Solange also keine legalen 
Zugangswege geschaffen werden, werden die Flüchtlinge al-
ler Wahrscheinlichkeit nach auf Schlepper_innen angewiesen 
sein und entsprechende Routen einschlagen. Dieser Argu-
mentation folgen auch verschiedene Positionspapiere von 
Menschen- und Flüchtlingsrechtsorganisationen wie etwa 
der Brüsseler NGO-Zusammenschluss ECRE (2015).

2.4 DIE EU UND IHRE MITGLIEDSTAATEN

Stand im vorangegangenen Kapitel die Verlagerung von 
Grenzen nach außen durch extraterritoriale Kontrollen im 
Mittelpunkt der Diskussion, so zielt das folgende Kapitel 
zunächst auf den Grenzschutz der Europäischen Union (ver-
ankert in Art. 67 und 77 AEUV). Ziel dieser Politik ist es, den 
Schengen-Raum ohne Kontrollen an den Binnengrenzen 
dadurch zu sichern, dass die EU eine gemeinsame Politik an 
den Außengrenzen etabliert und sichert – ein System, das in 
den vergangenen Monaten deutlich ins Wanken geriet. Zu 
seiner Verfestigung hat die Kommission in der Europäischen 
Agenda für Migration Vorschläge gemacht.

Die Agenda sieht auch vor, auf der Grundlage der ge-
meinsamen Asylpolitik (Art. 67 Abs. 2 und 78 des AEUV 
sowie Art. 18 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union) das 2013 verabschiedete „Asylpaket“ zu verfestigen, 
als dessen Rückgrat das in den vergangenen Monaten kolla-
bierte, aber schon lange kränkelnde Dublin-System zählt. 
Dieses wird in Kapitel 2.4.2 diskutiert. Maßnahmen zur Etablie-

rung einer Liste sicherer Herkunftsstaaten haben nicht nur in 
Deutschland, sondern auch auf der EU-Ebene politische De-
batten provoziert; ähnlich ist es um die Vorschläge zur Rück-
kehrförderung bereits abgelehnter Asylbewerber_innen 
bestellt.

Schließlich möchte die Kommission diejenigen Instrumen-
te verbessern, die im Bereich der legalen Migration und der 
Integration liegen. Vertragsgemäß (Art. 79 und 80 AEUV) 
kann sie die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt 
von Drittstaatsangehörigen, auch zu Zwecken der Familien-
zusammenführung, festlegen. Allerdings obliegt es den Mit-
gliedstaaten zu bestimmen, wie viele Menschen aus 
Drittländern in ihr Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort Ar-
beit zu suchen. Für die Integration von Drittstaatsangehörigen 
mit rechtmäßigem Aufenthalt kann die EU Anreize und Unter-
stützung bereitstellen. Die Mitgliedstaaten haben aber nicht 
die Kompetenz dafür abgetreten, dass die EU die nationalen 
Gesetze und Verordnungen harmonisiert. In diesem engeren 
Rahmen hat die Kommission Vorschläge für diese beiden Be-
reiche gemacht, die vor dem Hintergrund einer stark gestiege-
nen Einwanderung künftig zukunftsweisend sind.

2.4.1 GRENZMANAGEMENT: HOTSPOTS UND 
SMART BORDERS

Die EU verfügt zum Grenzschutz an den Außengrenzen über 
den Schengener Grenzkodex, der die Bedingungen zur Grenz-
überschreitung und auch – wie jüngst geschehen – zur Wie-
dereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen festlegt. 
Sie hat dazu Fonds zur Entlastung der Staaten an den Außen-
grenzen (Fond für die innere Sicherheit – Grenzen und Visa), 
Datenbanken zur Kontrolle und Steuerung (Schengener Infor-
mationssystem, SIS, Visa-Informationssystem, VIS, EURODAC), 
Sanktionsmaßnahmen bei unerlaubter Ein- oder Durchreise 
und bei unerlaubtem Aufenthalt. Für die operative Zusam-
menarbeit an den Außengrenzen hat die EU die Grenz-
schutzagentur FRONTEX zur Verfügung, von der bereits im 
Zusammenhang mit den Operationen Triton und Poseidon 
zur Sicherung der Seegrenzen im Mittelmeer die Rede war. 
FRONTEX stand bereits in den vergangenen Jahren immer 
wieder im Mittelpunkt von Reformmaßnahmen, und auch 
die neuen Vorschläge der Europäischen Agenda für Migra-
tion setzen bei FRONTEX an. Die Kommission nimmt Ideen 
wieder auf, die bereits im Stockholm-Programm vorhanden, 
dann aber erst wieder in den Leitlinien des Europäischen 
Rates 2014 aufgenommen wurden: Sie soll bis Ende 2015 
prüfen, wie ein europäischer Grenz- und Küstenschutz ausse-
hen könnte. 

FRONTEX kommt auch eine wichtige Aufgabe bei der 
Entlastung der Staaten an den Außengrenzen zu: In Italien 
und Griechenland werden so genannte Hotspots errichtet, in 
denen Migrationsmanagements-Unterstützerteams (Migrati-
on Management Support Teams) den Mitgliedstaaten, die 
sich am meisten unter Druck fühlen, bei der Registrierung 
und Umsiedlung von Flüchtlingen behilfl ich sind. Dazu wer-
den die Agenturen FRONTEX, EASO, Europol und – vorgese-
hen – Eurojust – aktiviert. Der erste Hotspot wurde auf der 
italienischen Insel Lampedusa errichtet, gefolgt von einem 
weiteren auf der griechischen Insel Lesbos. Zugleich begann 
das Umsiedlungs- und Neuansiedlungsprogramm. Die Agen-
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turen sollen die nationalen Behörden bei der Registrierung 
und Kontrolle sowie Rückführung der Flüchtlinge und Mig-
rant_innen unterstützen. In den Hotspots sollen nach einem 
Screening durch regionale Koordinationsteams drei „Katego-
rien von Personen“ ausfi ndig gemacht werden, nämlich a) 
Asylsuchende, b) Rückzuführende, c) Personen mit unklarer 
Situation. Die Idee dahinter ist eine bessere Unterstützung 
der überlasteten Staaten an den Außengrenzen und ein 
Pooling der Kompetenzen. Die meisten Hotspots befanden 
sich bei Redaktionsschluss noch im Aufbau. Die Wirkung auf 
die menschen- und fl üchtlingsrechtliche Situation und die 
Effektivität dieser Maßnahme können somit erst nach einigen 
Monaten bewertet werden. Vorläufi g lässt sich sagen, dass 
die EU erst sehr spät reagierte. Bereits 2014 war klar, dass die 
Lage in Italien und Griechenland sich massiv verschlechtern 
würde. Tony Bunyan, der Direktor der britischen Nicht-Regie-
rungsorganisation Statewatch, kommentierte, die Hilfe sei zu 
spät gekommen. Sie konzentriere sich auf die Registrierung 
und die Abnahme von Fingerabdrücken (nötigenfalls mittels 
„verhältnismäßiger Zwangsmaßnahmen“) und würde so Kon-
trollmaßnahmen vor humane Antworten stellen (Statewatch 
2015b).

Der EU-weite Grenzstandard soll 2016 als ganzer über-
prüft werden. Explizit erwähnt die Agenda auch das so ge-
nannte Smart-Borders-System oder das System „Intelligenter 
Grenzen“. Dabei handelt es sich um ein seit 2008 in der Pla-
nung befi ndliches System. Ein erster Gesetzesvorschlag der 
Kommission von Februar 2012 scheiterte jedoch an den Vor-
behalten des Europäischen Parlaments. Die Idee des Smart-
Border-Pakets, das auf alle Drittstaatsangehörigen zielt, ist es, 
einerseits Grenzkontrollen für so genannte bona-fi de-Reisen-
de, d.h. Vielreisende (etwa Geschäftsreisende, Familienange-
hörige), die eine Vorabkontrolle durchlaufen haben, zu 
vereinfachen. Die soll über das Registered-Travellers-Pro-
gramm (RTP) erfolgen. Andererseits zielt die EU über das Ent-
ry-Exit-System (EES) auf die Erfassung der Einreise und 
Ausreise von Drittstaatsangehörigen durch eine elektroni-
sche Registrierung (anstelle des Abstempelns von Pässen). 
Damit sollen solche Personen registriert werden, die mit ei-
nem gültigen Visum einreisen, aber als overstayers dessen 
Gültigkeit überschreiten und so irregulär in einem Mit-
gliedstaat bleiben. Angesichts massiver Kritik an diesen Plä-
nen hat die Kommission ein Pilotprojekt in zwölf Ländern an 
17 Land-, See- und Flughafengrenzstationen unter der Ägide 
von eu-LISA gestartet; sie hat eine öffentliche Konsultation 
eingeleitet, die Ende Oktober 2015 endete. Auf dieser 
Grundlage will die Kommission Anfang 2016 einen neuen 
Gesetzesvorschlag vorlegen.

Während die Entwicklung der Agentur FRONTEX im Euro-
päischen Parlament derzeit „größtenteils als positiv erachtet“ 
wird, ist „die Einstellung gegenüber den intelligenten Gren-
zen (…) weitaus mißtrauischer (sic!)“ (Europäisches Parla-
ment/Neville 2015). Auch Wissenschaftler_innen und 
Vertreter_innen von Nicht-Regierungsorganisationen haben 
ernsthafte Bedenken an dem System angemeldet. Mehrere 
Studien haben die Effi zienz, Kosten und Durchführbarkeit der 
„intelligenten Grenzen“ in Frage gestellt (Meijer’s Committee 
2012). Das Grenzkontrollsystem wirft Fragen des Datenschut-
zes (European Data Protection Supervisor 2013; zumal vor 
dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs zur Vorratsdaten-

speicherung von April 2014), aber auch der Menschen- und 
Flüchtlingsrechte allgemein auf (Bigo/Carrera u.a. 2012; 
Hayes/Vermeulen 2012). Der neue Gesetzesvorschlag der 
Kommission 2016 wird daher prozedural auf seine „Parla-
mentsfähigkeit“ und inhaltlich sicherlich auch auf seine 
„Menschenrechtstauglichkeit“ zu testen sein.

2.4.2 VERTEILUNG: UMSIEDLUNG UND 
NEUANSIEDLUNG

Für die Entwicklung der Flüchtlingszahlen insgesamt stellte 
das Hohe Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen 
(UNHCR) am 20. Juni 2015 (Weltfl üchtlingstag) die höchste 
Zahl an Flüchtlingen fest, die je im Laufe eines Jahres durch 
den UNHCR dokumentiert wurde (UNHCR 2015). Demnach 
waren Ende 2014 59,5 Millionen Menschen auf der Flucht. 
Im Vergleich dazu waren es ein Jahr zuvor 51,2 Millionen 
Menschen, vor zehn Jahren 37,5 Millionen Menschen. Die 
meisten von ihnen sind Binnenvertriebene. Weltweit gab 
es im letzten Jahr insgesamt 19,5 Millionen Flüchtlinge 
(2013: 16,7 Millionen), 38,2 Millionen Binnenvertriebene 
(2013: 33,3 Millionen und 1,8 Millionen Asylsuchende, die 
noch auf den Ausgang ihres Asylverfahrens warteten (2013: 
1,2 Millionen). Die Hälfte dieser Flüchtlinge sind Kinder. 
Hauptherkunftsländer sind Syrien (7,6 Millionen Binnen-
vertriebene, 3,88 Millionen Flüchtlinge), Afghanistan (2,59 
Millionen Flüchtlinge) und Somalia (1,1 Millionen Flüchtlinge). 
Infolge der Syrienkrise und großer Fluchtbewegungen 
in Teilen Afrikas wurde die Türkei zum Hauptaufnahme-
land und löste 2014 Pakistan als Hauptaufnahmeland ab, 
das über zehn Jahre diese Position innehatte. Die Türkei, 
Pakistan, Libanon und Iran nehmen zusammen über 5,2 
Millionen oder 36 Prozent der weltweiten Flüchtlinge auf. 
86 Prozent der Flüchtlinge befi nden sich in Staaten, die als 
wenig entwickelt oder gar am wenigsten entwickelt gelten 
(14 Prozent).

Die Zahl der Asylsuchenden in der Europäischen Union 
2014 gab das Europäische Statistikamt Eurostat mit rund 
627.000 Menschen an – etwa ein Drittel davon stellten ihren 
Asylantrag in Deutschland: 2014 wurden hier 202.800 Asylan-
träge gestellt, davon 173.000 Erstanträge. Im ersten Quartal 
2015 waren es 185.000 (Eurostat 2015); darunter 73.100 Erst-
anträge in Deutschland, entsprechend 40 Prozent der EU, 
32.800 bzw. 18 Prozent in Ungarn, gefolgt von 15.200 oder 
acht Prozent in Italien, 14.800 oder acht Prozent in Frankreich, 
11.400 oder sechs Prozent in Schweden, 9.700 bzw. fünf Pro-
zent in Österreich und 7.300 bzw. Vier Prozent im Vereinigten 
Königreich. Im Verhältnis zur Bevölkerung nahm im vergange-
nen Jahr Schweden den höchsten Asylbewerber-Anteil auf 
(mit 8,4 Asylanträgen pro 1.000 Einwohner_innen). An zweiter 
Stelle folgt Ungarn (4,3 Anträge pro tausend Einwohner_in-
nen). Deutschland belegte mit 2,5 Asylbewerber_innen pro tau-
send Einwohner_innen innerhalb der EU-Staaten lediglich Platz 
sechs – hinter Österreich (3,3), Malta (3,1) und Dänemark (2,6).

Neuere, verlässlichere Daten über die jüngsten Entwick-
lungen sind kaum zu erhalten. Zwar veröffentlichen Eurostat 
(2015), das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen 
EASO (2015), das Europäische Parlament (2015) und FRON-
TEX (2015) jeweils aktuelle Daten, doch bergen diese je für 
sich Probleme. Deutschland etwa kommt mit den verschiede-
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nen Ebenen der Registrierung (Bundespolizei, EASY-Vertei-
lungssystem, Ausländerzentralregister, Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge) nicht hinterher und die auf den 
unterschiedlichen Ebenen erhobenen Daten sind nicht mitein-
ander kompatibel, einige Länder „winken durch“, ohne zu re-
gistrieren oder registrieren nur einen Teil der Ankommenden. 
FRONTEX wiederum zählt die Zahl der illegalen Grenzüber-
tritte und damit wohl auch ein und dieselben Personen dop-
pelt, wie die Agentur auf ihrer Website erklärt: „Klarstellung: 
Frontex liefert monatliche Daten über die Anzahl der Men-
schen, die an den Außengrenzen der Europäischen Union 
aufgegriffen werden. Ein irregulärer Grenzübertritt kann 
auch von derselben Person an verschiedenen Stellen der 
Außengrenze mehrmals versucht werden. Das heißt, dass 
eine große Zahl von Menschen, die gezählt wurden, als sie in 
Griechenland ankamen, ein zweites Mal gezählt wurden, als 
sie in die EU über Ungarn oder Kroatien einreisten“ (FRON-
TEX 2015, Original Englisch).

Angesichts dieser weltweiten Flüchtlingszahlen, ihrer 
globalen und regionalen Verteilung unterbreitete die Kom-
mission in ihrer Europäischen Agenda für Migration Vorschlä-
ge zu einer Umverteilung. Die derzeit diskutierte Verteilung 
auf die Mitgliedstaaten bezieht sich zunächst nur auf die Um-
siedlung (relocation) und Neuansiedlung (resettlement) von 
Flüchtlingen. Dabei bedeutet Umsiedlung nur die Verteilung 
solcher Personen, die sich bereits in den Mitgliedstaaten mit 
hohem Aufkommen befi nden, Neuansiedlung bedeutet die 
Einreise und dauerhafte Aufnahme von registrierten Flüchtlin-
gen aus Erstaufnahmestaaten.

Erstmals machte die Europäische Kommission bei ihren 
Vorschlägen für eine Umsiedlung zum Gebrauch von Artikel 
78 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (so genannte Notfallklausel): „Befi nden sich ein 
oder mehrere Mitgliedstaaten aufgrund eines plötzlichen Zu-
stroms von Drittstaatsangehörigen in einer Notlage, so kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission vorläufi ge Maßnah-
men zugunsten der betreffenden Mitgliedstaaten erlassen. 
Er beschließt nach Anhörung des Europäischen Parlaments.“ 

Gemäß den „Ersten Vorschlägen der Europäischen Kom-
mission zur Umsetzung der Migrationsagenda“ hatte die 
Kommission vor, den stark belasteten Staaten Italien und 
Griechenland (genannt werden für einen weiteren Schritt 
auch Malta und evtl. andere Mitgliedstaaten) zu helfen, in-
dem Asylsuchende in andere Mitgliedstaaten umgesiedelt 
werden, die internationalen Schutz benötigen. Vorgesehen 
war zunächst die Umsiedlung von 40.000 Personen aus Itali-
en und Griechenland auf Grundlage des von der Kommission 
vorgesehenen Verteilungsschlüssels in andere Mitgliedstaa-
ten. Der Vorschlag sah vor, 40 Prozent der Asylsuchenden, 
die über das übliche Dublin-System auf Italien und Griechen-
land entfallen würden, auf andere Mitgliedstaaten (ohne Dä-
nemark und das Vereinigte Königreich, evtl. aber unter 
opt-in3 -Beteiligung von Irland, einschließlich der Dublin-Staa-

3 Opting-out-Klauseln erlauben es einem Mitgliedstaat, in einem be-
stimmten Bereich aus gemeinschaftlichen Regelungen auszuscheren. Die 
Republik Irland, Dänemark und das Vereinigte Königreich von Großbritan-
nien haben für den Bereich Justiz und Inneres solche Ausnahmeregelun-
gen geltend gemacht; Irland hat aber angekündigt, Syrien-Flüchtlinge aus 
Italien aufzunehmen (sogenanntes opt-in).

ten Norwegen, Schweiz, Island und Liechtenstein) zu vertei-
len. Die umzusiedelnden Asylsuchenden sollten im Verhältnis 
von 60:40 auf Italien und Griechenland verteilt werden. Sie 
betreffen solche Personen, die zu über 75 Prozent Chancen 
auf einen positiven Asylbescheid haben (faktisch v. a. Syrer_
innen und Eritreer_innen); präferentiell besonders verletzliche 
Personen gemäß der Aufnahmerichtlinie. Dazu erhalten die 
Aufnahmestaaten eine Notumsiedlungsbeihilfe von 6.000 
EUR pro umgesiedelter Person.

Die Quote berechnete sich wie folgt (vgl. KOM 2015(240) 
endg., Annex 1): 1. Bevölkerungsgröße (40 Prozent), 2. Ge-
samt-BIP (40 Prozent), c) durchschnittliche Zahl der sponta-
nen Asylanträge und Zahl der neu angesiedelten Flüchtlinge 
je einer Millionen Einwohner_innen im Zeitraum 2010-2014 
(zehn Prozent), 3. Arbeitslosenquote (zehn Prozent). Dem-
nach wäre Deutschland mit einer Quote von rund 21 Prozent  
das Land, das am meisten Flüchtlinge aus Italien bzw. Grie-
chenland aufnehmen würde, gefolgt von Frankreich (17 Pro-
zent und Spanien (elf Prozent). 

Die ursprünglich anvisierte Zahl von 40.000 Personen wur-
de angesichts weiter steigender Zugänge im Laufe des Som-
mers um weitere 120.000 Personen erhöht. Letzten Endes war 
die Idee hinter diesen Quoten, einen obligatorischen Aufnah-
memodus zu etablieren, der, letztlich als permanenter Umver-
teilungsmechanismus, in Krisenmomenten immer wieder 
reaktiviert werden könnte. Beim Europäischen Rat am 15. Ok-
tober 2015 konnten sich die Mitgliedstaaten aber nicht auf ei-
nen solchen permanenten Umsiedlungsmechanismus einigen.

Prioritäre Aktivitäten im operativen, fi nanziellen und Um-
setzungsbereich für den Zeitraum von zunächst sechs Mona-
ten wurden unterstützt von einem informellen Treffen der 
Staats- und Regierungschefs vom 23. September 2015 (dazu: 
COM (2015) 490 fi nal) und weiter vorangetrieben mit der 
Mitteilung der Kommission vom 15. Oktober (COM (2015) 
510 fi nal). Darin geht es vor allem um die unmittelbare Um-
setzung der Umsiedlungspläne für insgesamt 160.000 
schutzsuchende Personen, die sich bereits in den am meisten 
betroffenen Mitgliedstaaten aufhalten. Auch für eine Neuan-
siedlung (resettlement) macht die Europäische Kommission 
die oben erläuterte Quote geltend. Anders als bei der Um-
siedlung geht es bei der Neuansiedlung nicht um diejenigen 
Personen, die sich bereits in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union aufhalten, sondern jene Personen, die aus einem 
Erstzufl uchtsland in ein sicheres Drittland (hier: einen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union) gebracht werden. Das gilt 
insbesondere für Flüchtlinge, die im Erstzufl uchtsland von 
weiteren Verfolgungen betroffen sein können oder beson-
ders schutzbedürftig („vulnerabel“) sind; sie werden i.d.R. 
vom UNHCR identifi ziert und vermittelt.

Für das Resettlement- bzw. Relocation-Programm und spe-
zifi sche Aktionen stellt die EU ein Budget von zusätzlichen 
50 Millionen EUR für die Jahre 2015 und 2016 zur Verfügung, 
das den Fonds für Asyl, Migration und Integration (AMIF) auf-
stockt; bislang sind dafür bereits 360 Millionen EUR für den 
Zeitraum 2014 bis 2020 vorgesehen, von denen 50 Millionen 
EUR für „spezifi sche Aktivitäten“ vorbehalten sind. Der Rest des 
Budgets soll für das bereits existierende, freiwillige Neuansied-
lungsprogramm der Mitgliedstaaten aufgebracht werden.

Wie einleitend erläutert, haben die Mitgliedstaaten in vie-
len Entscheidungen der vorgeschlagenen Maßnahmen das 
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letzte Wort. Dadurch erklärt sich die Vielzahl an Treffen der 
Regierungen in ihren unterschiedlichen Formationen auf der 
Ebene des Europäischen Rates und der Ministerräte seit dem 
zweiten Quartal 2015. Dabei brach die Divergenz von Inter-
essen entlang verschiedener Achsen auf. Handelte es sich zu-
nächst um einen Konfl ikt zwischen jenen Staaten, die an den 
südlichen Außengrenzen lagen und somit vom Dublin-Sys-
tem besonders betroffen waren, so verlagerte sich dieser mit 
der Verlagerung der Routen im Laufe des Spätsommers 2015 
bis hin zu einer offen ausgetragenen Auseinandersetzung 
zwischen den Staaten West- und Ost-/Südosteuropas entlang 
der Balkanroute mit Schwerpunkt auf Deutschland versus Vi-
segrád-Staaten (Polen, Slowakei, Ungarn, Tschechien). 

Freiwillig oder obligatorisch? 
Innerhalb der EU bestand bereits Erfahrung mit Umsiedlung 
durch ein 2010/11 initiiertes relocation-Programm in Antwort 
auf einen hohen Flüchtlingszugang in Malta. Dazu hatte die 
EU einen „internen Umsiedlungs-Mechanismus“ (intra-EU-re-
location) geschaffen, um Mitgliedstaaten zu unterstützen, die 
besonderem Migrationsdruck ausgesetzt waren. Als Pilotpro-
jekt wurde 2011 EUREMA (EU-Relocation from Malta) imple-
mentiert, an dem zehn EU-Mitgliedstaaten, darunter 
Deutschland, teilnahmen. Von 255 Umsiedlungsplätzen wur-
den 227 Personen auf sechs Mitgliedstaaten verteilt. Es 
zeigte sich, dass dieser freiwillige Mechanismus in seiner Wir-
kung begrenzt blieb.

Bei dem Kommissionsvorschlag von Mai 2015 handelte es 
sich daher ursprünglich um eine rechtlich bindende, nicht um 
eine freiwillige Maßnahme. Von Beginn an stieß dieser Um-
verteilungsvorschlag nun aber gerade wegen seiner Binde-
wirkung auf den erbitterten Widerstand einiger 
Mitgliedstaaten, die im Falle der Schengen-Regelungen noch 
immer die zentrale Entscheidungsinstanz sind (Pascouau 
2015). Besonders erbittert wehrten sich die Visegrád-Staaten 
Ungarn, Tschechien, die Slowakei und Polen. Insbesondere 
die ungarische Orbán-Regierung reagierte mit restriktiven 
Maßnahmen wie dem Bau eines Grenzzauns zu Serbien und 
menschenrechtswidriger Härte gegenüber den Flüchtlingen 
mit dem eindeutigen Ziel, die Routen für die Asylsuchenden 
an Ungarn vorbeizulenken. Aber auch andere mittel-, ost- 
und südosteuropäische Staaten (MOEL/SOEL) reagierten ne-
gativ auf die Kommissionsvorschläge. Sie nahmen die Politik 
der Bundesregierung als nationalen Alleingang wahr: Im Sep-
tember hatte die Merkel-Regierung zunächst das – men-
schen- und fl üchtlingsrechtlich richtige – Signal gesetzt, die 
in Ungarn gestrandeten Flüchtlinge aufzunehmen, indem sie 
die humanitäre Klausel der Dublin-Verordnung anwendete. 
Kurz darauf aber hatte die Bundesregierung das Brüsseler 
Ratstreffen der Innenminister mittels Grenzkontrollen an der 
Grenze zu Österreich unter Aussetzung der Schengen-Regeln 
unter Druck gesetzt. Ein solcher Alleingang hatte offenkun-
dig starke Auswirkungen auf die Routen der Flüchtlinge, 
setzte einen bislang ungekannten Domino-Effekt in Gang 
und die Schengen-Partner unter Druck, während die Flücht-
linge im Ungewissen verharrten. Umgekehrt stellte sich das 
Verhalten der MOEL aus der Sicht jener Länder als wenig so-
lidarisch dar, die nun das Gros der Flüchtlinge aufnahmen.

Hinter der Wahrnehmung der MOEL steht bei aller Di-
vergenz im Detail sicherlich eine begrenzte Erfahrung vieler 

Staaten des östlichen Europas im Umgang mit Migration 
und Flucht, eine eher skeptische bis feindliche Haltung in den 
Gesellschaften und die Furcht, „…dass durch Einführung von 
(temporären) Grenzkontrollen der Schengen-Raum infrage 
gestellt wird und die Personenfreizügigkeit oder sogar der 
Binnenmarkt in Mitleidenschaft gezogen werden. Überdies 
sieht man das Risiko, dass die EU in nächster Zeit mit der 
Flüchtlingsproblematik beschäftigt sein wird und somit The-
men wie der europäischen Ostpolitik weniger Aufmerksam-
keit schenken kann bzw. sich außenpolitisch stärker im 
südlichen Mittelmeerraum und im Nahen Osten engagieren 
wird“ (Lang 2015: 2). 

Überdies ist die Erfahrung mit der Dominanz einer Hege-
monialmacht tief verwurzelt, Selbstbestimmung ein hohes 
nationales Ziel. „Wieder einmal,“ schlussfolgert Pascouau 
(2015: 2), „haben sich (die) Mitgliedsstaaten als unfähig er-
wiesen, von ihren eng umrissenen nationalen Interessen ab-
zuweichen und eine mögliche Lösung der humanitären Krise 
auf die einzig machbare Art anzugehen, nämlich auf EU-Ebe-
ne. Statt eine gemeinsame Antwort auf eine gesamteuropäi-
sche Herausforderung zu geben, sind weiterhin überwiegend 
nationale Programme und Entscheidungen an der Tagesord-
nung“ (Original Englisch).

In einer viel beachteten Rede zur Lage der Union rief 
Kommissionspräsident Juncker (http://europa.eu/rapid/pres-
s-release_SPEECH-15-5614_de.htm) am 9. September die EU-
Mitgliedstaaten dazu auf, für das Grundrecht auf Asyl 
einzustehen, die gegenseitigen Schuldzuweisungen zu been-
den. Er appellierte: „Wir brauchen mehr Europa in unserer 
Asylpolitik. Wir brauchen mehr Union in unserer Flüchtlings-
politik.“ 

Schließlich hatte sich der Rat Justiz und Inneres am 14. 
September auf eine grundsätzliche Umverteilung von 40.000 
Flüchtlingen verständigt und beschloss am 22. September die 
relocation von 120.000 Schutzsuchenden aus Italien und 
Griechenland auf andere Mitgliedstaaten (Beschluss des Ra-
tes 2015/1523 und Beschluss des Rates 2015/1601). Diese 
Umverteilung erfolgt ohne Nennung der Verpfl ichtung (aber 
auch ohne eine Nennung der Freiwilligkeit) von Umverteilun-
gen und mit leichten Abweichungen von der Berechnung der 
Kommission. Ungarn, dem eine Entlastung durch Umsiedlung 
angeboten worden war, verweigerte die Beteiligung am Me-
chanismus und muss daher Asylbewerber_innen annehmen. 
Erstmals in diesem Politikfeld überhaupt wurde mit qualifi -
zierter Mehrheit (QMV) von 20 Mitgliedern gemäß Art. 16 
des Lissabon-Vertrages (EUV) entschieden. 20 Mitglieder 
stimmten für den Vorschlag der Kommission gegen die Stim-
men Ungarns, Rumäniens, Tschechiens und der Slowakei bei 
Enthaltung Finnlands (Großbritannien, Irland und Dänemark 
wählten eine opt-out-Option).

Temporär oder dauerhaft? 
Diese Übersiedlung ist prinzipiell eine mögliche temporäre 
Antwort auf die Überforderung der Mitgliedstaaten an den 
Außengrenzen, den Asylsuchenden jene Aufnahme und 
Asylverfahren zu gewährleisten, wie sie den Vorgaben im 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystem entsprechen: Das 
GEAS hatte zum Ziel, die Standards zu harmonisieren und 
anzuheben. Einige Mitgliedstaaten vermögen diese Stan-
dards nicht zu gewährleisten, so dass systematisch und wie-
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derholt (Griechenland) oder in speziellen Fällen, bezogen auf 
den Vollzug einer Rücküberstellung bei Garantie für eine 
menschenwürdige und kindgerechte Beherbergung (Italien), 
bereits auf Rücküberstellungen in diese Staaten nach dem 
Dublin-System verzichtet wird. Umsiedlung kann diese Situa-
tion jeweils in Spitzenzeiten temporär mildern. Es handelt 
sich jedoch nach den Vorstellungen der Kommission explizit 
um eine jeweils in Notsituationen aktivierbare Krisenmaß-
nahme, die jeweils aufs Neue den politischen Willen der Rats-
mitglieder aushandeln muss. Notwendig ist eine qualifi zierte 
Mehrheit der Mitglieder im Rat; anders als bei den meisten 
anderen Maßnahmen muss das Europäische Parlament nur 
gehört werden.

Ein solcher Verteilungsschlüssel ist aber unabdingbar, um 
eine entsprechende Umverteilung auch in Zukunft zu ermögli-
chen. Angesichts des Andauerns der Krisen in den Haupther-
kunftsstaaten und einigen wichtigen Transitstaaten, allen 
voran Libyen, kann die Umsiedlung nur eine ergänzende Maß-
nahme zu strukturellen Instrumenten darstellen, die eine 
grundlegende Entscheidung zur „geteilten Verantwortung und 
Solidarität unter den Mitgliedstaaten“ erfordern (Art. 67 Abs. 2 
und Art. 80 AEUV). In diesem Sinne ist erst eine für 2016 anvi-
sierte Evaluierung und etwaige (dringend nötige) Reform des 
Dublin-Systems mittel- und langfristig vielversprechend.

Der Vorschlag nimmt die Perspektive der Mitgliedstaaten 
ein. Die Perspektive der Asylsuchenden selbst wird nicht ein-
bezogen: Sie werden lediglich informiert und können sich 
auch nicht freiwillig um eine Umsiedlung bemühen.

Umsiedlung und Neuansiedlung
In den Vorschlägen der Kommission wird die Umsiedlung 
nicht – wie vielfach befürchtet - gegen ein System von 
Neuansiedlung (resettlement) aus den Anrainerstaaten der 
Krisenländer ausgespielt, wie es der UNHCR fordert, sondern 
durch Neuansiedlung ergänzt. Die Forderung der Europäi-
schen Kommission, die Resettlement-Progamme der Mit-
gliedstaaten aufeinander abzustimmen, ist bereits wiederholt 
vorgebracht worden – ohne größere Resonanz. Bisher betei-
ligten sich vor allem Schweden und Deutschland – in Form 
einer allerdings zunächst nicht auf Dauer gestellten Neuan-
siedlung durch die humanitären Aufnahmeprogramme von 
Bund und Ländern – an einem solchen Programm. Es liegt in 
der Hand der Mitgliedstaaten.

Resettlement ist ein geeigneter Mechanismus, auf einem 
legalen und sicheren Weg nach Europa zu gelangen und so-
mit gefährliche Fluchtrouten zu meiden. Es ist außerdem ein 
Schutz, der auf Dauer angelegt ist und nicht nur temporär. Es 
ist allerdings ein Instrument, das nur wenige Flüchtlinge um-
fasst, weil Staaten i.d.R. nur wenige Plätze zur Verfügung 
stellen; die Kommission spricht nun von 20.000 Plätzen in 
zwei Jahren (C(2015)3560/2). Angesichts der oben darge-
stellten Situation von derzeit 19,5 Millionen Flüchtlingen al-
lein im vergangenen Jahr nimmt sich diese Zahl klein aus. 
UNHCR, IOM und verschiedene Nicht-Regierungsorganisatio-
nen haben eine Zahl von 20.000 Personen jährlich bis 2020 
genannt (UNHCR 2015a). Zugleich ist die Neuansiedlung ein 
Instrument, mittels dessen die Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union die Erstaufnahmestaaten entlasten können, die, 
wie oben gezeigt, das Gros der Flüchtlinge aufnehmen, oft, 
ohne über adäquate Ressourcen zu verfügen.

Im Unterschied zu den bisherigen Programmen müssten die 
Mitgliedstaaten einen Teil ihrer Souveränität über die Resett-
lement-Programme an die Europäische Kommission abtreten, 
denn die Flüchtlinge sollen zentral aufgenommen und sodann 
über den o.g. Verteilungsschlüssel auf die Mitgliedstaaten 
verteilt werden. Das stößt auf bekannte Souveränitätsvorbe-
halte der Mitgliedstaaten, die kombiniert mit der Verteilungs-
quote zu Blockadehaltungen tendieren könnten.

Besondere Schutzbedürfnisse
Bei den Neuansiedlungen ist jedoch zu beachten, dass beson-
ders schutzbedürftigen Personen der Vorrang bei der Aus-
wahl durch UNHCR gegeben wird. Dies sind Flüchtlinge, die 
„wegen fortbestehender Verfolgungsrisiken oder wegen ihrer 
persönlichen Disposition auf absehbare Zeit nicht in ihre Her-
kunftsländer zurückkehren können, die aber gleichzeitig auch 
keine Perspektive auf dauerhaften Verbleib in den Staaten 
haben, in denen sie zunächst Zufl ucht gefunden haben, weil 
dort ihr Leben, ihre Freiheit, ihre Sicherheit, ihre Gesundheit 
oder andere fundamentale Menschenrechte gefährdet bzw. 
nicht gewährleistet sind.“ Es ist daher darauf zu achten, dass 
es sich möglicherweise um Personen handelt, die aufgrund 
ihrer besonderen Lage auch besonderen Schutzes bedürfen. 
Bei der Planung der Unterbringung und medizinischen Versor-
gung sollten Land und Kommunen daher Vorkehrungen etwa 
für Clearingstellen, Trauma-Assistent_innen etc. treffen. 

2.4.3 UMSETZUNG DES GEMEINSAMEN EURO-
PÄISCHEN ASYLSYSTEMS (GEAS)

Die Mitte 2013 verabschiedete Neuaufl age des Gemein-
samen Europäischen Asylsystems besteht aus zwei Verord-
nungen – Dublin III (Verordnung (EU) Nr. 604/2013) und 
EURODAC (Verordnung (EU) Nr. 603/2013), welche die 
Zuständigkeit für Asylverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten und die dazu notwendige Datenerhebung bestimmen, 
und aus fünf Richtlinien (vgl. Bendel 2013). Diese regeln, wer 
in den Mitgliedstaaten als Flüchtling gilt („Qualifi kationsricht-
linie“, 2011/95 EU), welche Rechte den langfristig Aufent-
haltsberechtigten zukommen (Richtlinie 2011/51/EU), wie die 
Aufnahme und Behandlung von Asylbewerber_innen und 
Flüchtlingen zu erfolgen hat („Aufnahmerichtlinie“, 2013/33 
EU) und nach welchen Grundlagen die Asylverfahren verlau-
fen („Asylverfahrensrichtlinie“, 2013/32/EU). Ferner zählen 
zum Asylsystem das bereits 2010 errichtete Europäische 
Unterstützungsbüro für Asylfragen (European Asylum 
Support Offi ce, EASO) (Verordnung Nr. 439/2010), eine bis-
lang nie angewandte Richtlinie zum vorübergehenden Schutz 
bei einem „Massenzustrom“ aus dem Jahr 2001 (Richtlinie 
2001/55/EG des Rates) und der Asyl- und Migrationsfonds 
(KOM 2011/751 endg.; Position des Parlaments: 
2013/2504(RSP)). 

Ziel des GEAS war es, die Gesetzgebungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu harmonisieren und die Schutzstandards 
anzuheben sowie die Solidarität unter den Mitgliedstaaten 
zu stärken (vgl. Bendel 2013). Tatsächlich hat sich die Europäi-
sche Union weg von den zuvor geltenden Mindestnormen 
hin zu gemeinsamen Standards bewegt und die Schutzstan-
dards vor allem jener Mitgliedstaaten angehoben, die bislang 
noch über sehr rudimentäre Systeme verfügten. 
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Dennoch bleiben Aufnahme, Asylverfahren und Chancen auf 
Schutz unter den Mitgliedstaaten sehr disparat. Auch um das 
Solidaritätsprinzip in der Asyl- und Flüchtlingspolitik der EU 
steht es, wie nicht erst die jüngsten Entwicklungen zeigen, 
schlecht.

Die Kommission soll nun eine stärkere Monitoringfunkti-
on übernehmen und die Vorschriften besser überwachen. 
Dazu soll sie Handbücher entwickeln, die die Standards ge-
nauer erläutern, und sie soll das härtere Argument eines Ver-
tragsverletzungsverfahrens anwenden. Beides hat sie bereits 
eingeleitet. Im September 2015 eröffnete die Europäische 
Kommission 40 Vertragsverletzungsverfahren (European 
Commission 2015c) gegen 18 Mitgliedstaaten.

„Fitness-Check“ für Dublin
Neben der Kommission, der das Monitoring des Gemeinsa-
men Europäischen Asylsystems obliegt, hat u.a. die Dachor-
ganisation ECRE, gemeinsam mit dem Forum Réfugiés-Cosi, 
dem Hungarian Helsinki Committee und dem Irish Refugee 
Council über die Datenbank Asylum Information Database 
versucht, die Umsetzung des GEAS in den einzelnen Mit-
gliedstaaten zu verfolgen. In ihrem jüngsten Bericht (ECRE 
u.a. 2015) wiederholen die Organisationen ihre Besorgnis, 
dass die im GEAS gesetzten Standards nur unzureichend ein-
gehalten werden. Insbesondere aber verweisen sie auf die 
Notwendigkeit, das aktuelle Dublin-System zu ersetzen, das 
die Rechte der Flüchtlinge unterminiere und nach wie vor 
eine „Schutzlotterie“ darstelle. In diesem Sinne sei die vom 
Rat beschlossene Umsiedlung ein erstes Ausbrechen aus 
dem System, das die Zuständigkeit für das Asylverfahren 
einer Person vom ersten Betreten eines Mitgliedstaates 
abhängig macht. Stattdessen werden vorsichtig persönliche 
Fähigkeiten, Familienbande, kulturelle Bindungen und 
Integrationsperspektiven als Kriterien eingeführt, die mit zu 
berücksichtigen sind, wenn es um die Umsiedlung einer Per-
son geht (ECRE u.a. 2015: 100).

Tatsächlich ist das Dublin-System längst schon in mehrfa-
cher Hinsicht unter Druck geraten (Bendel 2014a). Mit dem 
enormen Zugang von hunderttausenden von Flüchtlingen im 
Spätsommer und Herbst 2015 brach es vollends zusammen. 
Die Staaten im Norden und im Inneren der EU, die zuvor 
durch das Dublin-System eher von Zugängen abgeschirmt 
waren, forderten nunmehr höhere Verantwortung von den 
Staaten an der Peripherie bei der Registrierung und Abnah-
me von Fingerabdrücken von Asylsuchenden ein. Deren Wei-
gerung, diesen Verpfl ichtungen vollständig nachzukommen, 
kann als eine Ent-Europäisierung interpretiert werden (Pasto-
re 2015: 9). Aus Sicht der Asylsuchenden auf der anderen 
Seite ist das System unzulänglich, weil es zumindest implizit 
auf der Voraussetzung basiert, dass in allen Mitgliedstaaten 
ähnlich hohe Schutzstandards zugrunde liegen. Das aber ist, 
wie der oben zitierte Bericht erneut belegt, nicht der Fall. 

Ein „Fitness-Check“ des Dublin-Systems ist nun für 2016 
vorgesehen. Dieser könnte die Möglichkeit bergen, die für 
die Umsiedlung und Neuansiedlung angewandten Vertei-
lungsverfahren für ein grundlegend neues System zu ver-
wenden – nichts anderes darf man ja hinter dieser 
„Salami-Taktik“ der Europäischen Kommission vermuten. Der 
aufgestockte Asyl- und Migrationsfonds (AMIF) könnte ge-
nutzt werden, um einen Pauschalbetrag pro Aufnahme zu-

grunde zu legen, entsprechend der jeweils im Vorjahr 
aufgenommenen Asylsuchenden, und so diejenigen Mit-
gliedstaaten entlasten, die regelmäßig mehr Asylbewerber_
innen aufnehmen. Einzahler wären dann solche Mitglied-
staaten, die regelmäßig weniger Asylbewerber-innen auf-
nehmen als ihrer Quote entspräche. Dieser Vorschlag, der an-
gesichts der Konstellation im Rat am ehesten auf freiwilliger 
Basis starten könnte, müsste dann fi nanzielle Anreize bieten, 
um nach und nach weitere Mitgliedstaaten zum Mitmachen 
zu bewegen.

Jedwede Verteilungs- oder Lastenausgleichsfrage muss 
aber eng mit einer hohen Qualität der Asylverfahren gekop-
pelt sein. Hinzu kommt die Aufgabe, die Familienbande, per-
sönliche Umstände und Präferenzen der Flüchtlinge selbst 
mit zu beachten. Wie wir sehen, suchen diese Mittel und 
Wege, um zu ihren Angehörigen zu gelangen, die sich be-
reits in Mitgliedstaaten aufhalten.

2.4.4 „BEKÄMPFUNG DES MISSBRAUCHS“: 
SICHERE HERKUNFTSSTAATEN UND 
RÜCKFÜHRUNG

Ein jüngerer Vorschlag des Rates vom 26. Juni (Schlussfolge-
rungen des Rates zu sicheren Herkunftsstaaten 10833/15 
ASIM 55 COWEB 71) forderte die Kommission auf, Vor-
schläge zu machen, wie das Europäische Unterstützungsbüro 
EASO die Implementation einer Liste sicherer Herkunftsstaa-
ten koordinieren könne. Der Vorschlag der Europäischen 
Kommission vom September 2015 (KOM (2015) 452 endg.) 
sah vor, eine gemeinsame Liste von sicheren Drittstaaten 
zu erstellen bzw. zu koordinieren. Bereits im Juni hatte der 
Gipfel der Innen- und Justizminister diskutiert, die Westbalk-
anstaaten Albanien, Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, 
Montenegro, Serbien und das Kosovo zu sicheren Herkunfts-
staaten zu erklären. Asylbewerber_innen aus solchen Staaten 
können im Prinzip schneller in ihre Heimatländer rücküber-
führt werden, da die Aufnahmestaaten davon ausgehen, 
dass ihnen dort weder politische Verfolgung noch unmensch-
liche Behandlung drohen. Im Rahmen der Kommissionsvor-
schläge rückte neben den Westbalkanstaaten auch die Türkei 
auf die Liste.

Auch außenpolitisch ist die Schlüsselrolle der Türkei als 
Transitstaat in den vergangenen Monaten in den Mittelpunkt 
gerückt. Der Gemeinsame Aktionsplan zwischen der EU und 
der Türkei (European Commission 2015a; EU-Turkey Joint Ac-
tion Plan) legt fest: erstens die Unterstützung der Flüchtlinge 
und der sie aufnehmenden Gemeinden in der Türkei; dies 
wird mit einer Milliarde Euro unterstützt, v.a. für unmittelbar 
humanitäre Hilfe und legaler, administrativer und psychologi-
scher Unterstützung der Flüchtlinge und dem Zugang zu 
Bildung und sozialer Sicherheit. Im Gegenzug versucht die 
Türkei ihre Ausländergesetzgebung zu verbessern, sicherzu-
stellen, dass Migrant_innen registriert und mit adäquaten 
Dokumenten versehen werden und ein stärkeres Migrations-
management aufzubauen. Sie soll bessere Asylverfahren 
durchführen und für eine Inklusion der Flüchtlinge in die tür-
kische Gesellschaft sorgen. Der Plan setzt, zweitens, auf eine 
stärkere Kooperation bei der Verhinderung irregulärer Flucht-
bewegungen in die EU. Dazu zählen der Dialog zur Visali-
beralisierung, der Fahrplan für die Visaliberalisierung (Visa 
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Roadmap) und die Rückübernahmeabkommen. Die EU 
will Flüchtlinge in der Türkei über die Risiken irregulärer 
Migration informieren, die Türkei bei der Verhinderung von 
Menschenschmuggel unterstützen und gemeinsame Rück-
führungen und Reintegrationsmaßnahmen fördern. Dazu soll 
die Türkei ihre Küstenwache stärken, irreguläre Migrant_in-
nen rückübernehmen, Visavoraussetzungen und Niederlas-
sungskriterien in der Türkei für potenziell irregulär aufhältige 
Migrant_innen stärken und mit den EU-Mitgliedstaaten, vor 
allem Bulgarien und Griechenland, bei der Verhinderung irre-
gulärer Migration kooperieren.

Insgesamt soll nach den Vorgaben der Kommission in der 
Agenda für Migration eine Verbesserung des Rückführungs-
systems erreicht werden. Dies geschieht über das ursprüng-
lich von der italienischen Ratspräsidentschaft und vom 
Strategischen Ausschuss für Einwanderungs-, Grenz- und 
Asylfragen (SAEGA, engl. SCIFA) im Rat4 vorgeschlagene Pilot-
projekt für Bangladesch und Pakistan und über starken diplo-
matischen Druck, um die Rückkehrquote in diese Länder zu 
erhöhen. Hier zeigt sich, dass die außenpolitischen Instrumen-
te und Akteure (u.a. der EEAS) genutzt werden, um Druck auf 
die Herkunfts- und Transitstaaten auszuüben.

Die Überwachung und Überarbeitung der 2008 verab-
schiedeten Rückführungsrichtlinie (2008 (115) EG) hat zum 
Ziel, Rückführungen konsequenter durchzuführen und dabei 
die Standards einer menschenwürdigen Behandlung der 
Rückzuführenden zu beachten. Zwangsrückführungen sollen 
„anteilig“ sein, wobei Grundrechte und das Prinzip der Nicht-
zurückweisung zu beachten seien. Innerhalb der Schengen-
Evaluation werden auch neue Regeln für die Rückführung 
irregulär Aufhältiger entwickelt. Außerdem will die Kommis-
sion ein Rückkehrhandbuch entwickeln, um die Mitgliedstaa-
ten mit gemeinsamen Leitlinien, best-practice-Beispielen und 
Empfehlungen zu unterstützen.

Wie sicher sind sichere Herkunftsstaaten, wie sicher ist 
eine Rückkehr?

Der Agenda für Migration zufolge soll die Europäische 
Kommission mittelfristig prüfen, ob die in der Richtlinie 
2013/32 vorgesehenen Vorkehrungen für sichere Herkunfts-
staaten dergestalt gestärkt werden sollten, dass sie eine Ba-
sis für eine bindende gemeinsame Liste bieten kann. Dafür 
ist derzeit noch keine gesetzliche Grundlage gegeben (En-
gelmann 2015; EASO 2015).

Sollte eine Liste sicherer Herkunftsstaaten koordiniert 
werden, so würden u.U. Albanien, Montenegro und das 
Kosovo zu solchen Staaten erklärt. Das wäre ein klarer Fall 
von venue shopping (vgl. Guiraudon 2000; Bendel u. a. 2011), 
bei dem die Innenminister über heimische Widerstände hin-
weg (hier: die Opposition im Bundesrat) quasi über Bande 
spielen, indem sie Entscheidungen auf die europäische Ebe-
ne verlagern.

Völkerrechtliche Bedenken
Neben diesem prozeduralen Aspekt gibt es auch Bedenken 
bezüglich der Vereinbarkeit mit zentralen Prinzipien des Völ-
kerrechts, namentlich dem Nicht-Diskriminierungsprinzip und 

4 In diesem Ausschuss arbeiten hochrangige Beamten auf strategi-
scher Ebene mit Themen der Einwanderungs-, Asyl- und Grenzpolitik 
zusammen.

dem Prinzip der Nichtzurückweisung der GFK (vgl. ECRE 
2015a: 2). Ferner stelle die Annahme, dass ein Antragsteller 
oder eine Antragstellerin aus solchen Ländern keinen Asyl-
grund habe, diesen oder diese vor eine praktisch unüber-
windbare Beweislast (vgl. ECRE 2015a: 2).

Im Einzelnen fragt sich, inwieweit die vorgeschlagenen 
„Listenstaaten“ jeweils tatsächlich als sicher gelten können 
(Pro Asyl 2015a). Dies gilt insbesondere für die von der Kom-
mission im September vorgelegte Liste. Die Westbalkanstaa-
ten, die alle unter den Top-10-Herkunftsstaaten liegen, 
haben zum Teil geringe, durchaus aber unterschiedliche An-
erkennungsraten zwischen EU-weit 0,9 Prozent (ehemalige 
Republik Jugoslawien) und 7,8 Prozent (Albanien). Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass sich diese Herkunftsstaaten bereits 
jetzt in einigen Mitgliedsländern (Dänemark, Belgien, Luxem-
burg; Deutschland im Falle Bosnien-Herzegowinas, Mazedo-
niens und Serbiens) als sichere Herkunftsstaaten qualifi zieren 
und dass sie damit schnelleren Verfahren unterliegen. ECRE 
(2015a: 9) verweist außerdem darauf, dass die Anerken-
nungsquoten zwischen den EU-Mitgliedern auch für diese 
Staaten variieren.

Auf der Liste der Kommission fand sich im September 
2015 auch die Türkei. Mit einer Anerkennungsquote von 21,3 
Prozent fi ndet sie sich auf Platz 23 der EU-weiten Anträge. 
Nicht alle Mitgliedstaaten, darunter Deutschland, sind davon 
überzeugt, dass die Türkei sicher ist, und verweisen u.a. auf 
die Fortschrittsberichte der Kommission, daneben aber auch 
auf die jüngsten Maßnahmen der Türkei gegen türkische 
Minderheiten, wie z. B. die Kurden. Diplomatisch scheint es 
angesichts der besonderen Rolle der Türkei für die Flücht-
lingspolitik allerdings schwierig zu argumentieren, wie man 
sie nun wieder aus der vorgeschlagenen Gruppe sicherer 
Staaten herausnehmen will (Pascouau 2015a).

Der Auffassung des Kommissars Avramopoulos zufolge 
muss zugleich die Rückführung von Personen beschleunigt 
werden, deren Asylantrag abgelehnt wird (EASO 2015a).

Überarbeitung der Rückführungsrichtlinie
Die Überarbeitung der Rückführungsrichtlinie bietet eine 
Möglichkeit für die politischen Akteure, die darin enthaltenen 
fl üchtlings- und menschenrechtlich problematischen Klauseln 
zu revidieren. Dazu zählt insbesondere die Möglichkeit einer 
Inhaftnahme von bis zu 18 Monaten bei Fluchtgefahr oder 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit (Kapitel IV, Art. 14. Auch 
unbegleitete Minderjährige, Opfer von Menschenhandel und 
andere gefährdete Gruppen könnten nach dieser Richtlinie 
festgehalten werden. Sehr umstritten ist auch eine Regelung, 
nach welcher abgeschobene Personen mit einem Wiederein-
reiseverbot von bis zu fünf Jahren belegt werden können 
(Bendel 2008, Baldaccini 2009).

2.4.5 LEGALE MIGRATION UND INTEGRATION: 
KOMPETENZEN UND VORSCHLÄGE

Die Kompetenzen der Europäischen Union im Bereich der 
legalen Einwanderung sind nach Art. 79 Abs. 5 AEUV 
begrenzt. Die Mitgliedstaaten allein haben das Recht festzu-
legen, wie viele Drittstaatsangehörige aus Drittländern in ihr 
Hoheitsgebiet einreisen dürfen, um dort als Arbeitnehmer_
innen oder Selbstständige Arbeit zu suchen. Der neue Kom-
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missar für Migration, Inneres und Bürgerschaft, Dimitris Avra-
mopoulos, wurde jedoch mit dem Mandat ausgestattet, eine 
neue EU-Politik für die reguläre Migration zu fördern, um den 
Fachkräftemangel anzugehen, u.a. durch eine Überprüfung 
der Blue Card und andere Maßnahmen.

Angesichts des demographischen Wandels und des aktu-
ellen Fachkräftemangels, v.a. im Bereich der so genannten 
MINT-Fächer, hat die Europäische Kommission im Rahmen 
der Agenda für Migration ein Kapitel zur legalen Migration 
verfasst. Darin kündigt sie insbesondere an, eine öffentliche 
Konsultation zur Blue-Card-Richtlinie einzuleiten mit dem Ziel, 
die Europäische Union für hochqualifi zierte Drittstaatsange-
hörige attraktiver zu machen.

Zugleich sieht sie vor, in einen dauerhaften Dialog mit 
dem Privatsektor, den Gewerkschaften und anderen Sozial-
verbänden zu treten. Dessen Ziel ist es, die unterschiedlichen 
Bedarfe von Wirtschaft und Arbeitsmärkten besser zu verste-
hen und best-practice-Beispiele auszutauschen. 

Die Kommission stellt mindestens 30 Millionen EUR zur 
Verfügung, um Drittstaaten beim Aufbau einer effektiven 
Arbeitsmigration zu unterstützen. Dabei ist ihr vor allem an 
einer Stärkung der Potenziale und Ressourcen der Arbeits-
migrant_innen und einer Bekämpfung der Ausbeutung 
gelegen. Sie unterstützt damit eine Rekrutierung von Arbeit-
nehmer_innen auf einer ethischen Basis in jenen Sektoren, 
die unter einem Mangel qualifi zierter Arbeitnehmer_innen 
leiden.Außerdem will sie schnellere, sichere und günstigere 
Rücküberweisungen fördern.

Mittelfristig plant die Kommission gemeinsam mit den 
Mitgliedstaaten ein System der „Interessensbekundungen“, 
durch das Interessenten mit möglichen Arbeitgeber_innen 
quer durch die Europäische Union zusammengeführt werden.

Auch bei der Integration sind die Kompetenzen der Euro-
päischen Union begrenzt: Artikel 79 Absatz 4 AEUV legt fest, 
dass das Europäische Parlament und der Rat gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren unter Ausschluss jegli-
cher Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten Maßnahmen festlegen können, mit denen 
die Bemühungen der Mitgliedstaaten um die Integration der 
sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Dritt-
staatsangehörigen gefördert und unterstützt werden. Fakti-
sche Konvergenz von nationalen Integrationspolitiken erfolgt 
über unverbindliche Regelungen (soft law) auf der Basis der 
vom Rat entwickelten Gemeinsamen Grundprinzipien, einer 
Reihe von Finanzierungsfonds, Handbüchern, Integrationsindi-
katoren, Austauschprogrammen zwischen nationalen Entschei-
dungsträgern und NGOs. Eine Annäherung der 
Integrationskonzepte und -praktiken erfolgt im Integrationsbe-
reich durch eine besondere, eher weniger institutionalisierte 
Form der Koordinierung, Vernetzung nationaler Kontaktstel-
len und durch die Finanzierung von Integrationsmaßnahmen 
vor Ort (vgl. Bendel 2010).

Die aktuellen Vorschläge der Europäischen Kommission 
für eine „effektive Integration“ legen den Schwerpunkt auf 
die Projektförderung über den AMIF, den ERDF und den EFD. 
Für die Förderperiode 2014 bis 2020 sieht sie mindestens 20 
Prozent der Mittel für soziale Inklusionsmaßnahmen vor, die 
Maßnahmen zur Integration von Migrant_innen mit einem 
besonderen Schwerpunkt auf Asylsuchenden und Flüchtlin-
gen vorsieht.

Die Blue Card wurde bislang nur wenig genutzt: Von 2012 
bis 2013 wurden insgesamt knapp 19.000 Blue Cards verge-
ben, darunter mehr als 14.000 (89 Prozent) von Deutschland. 
Rund 300 wurden verlängert. Bislang zielte dieses Instrument 
allerdings primär darauf, die Wettbewerbsfähigkeit der Euro-
päischen Union zu erhöhen; d.h. sie war nicht in erster Linie 
dazu bestimmt, die Bedarfe der Arbeitsmärkte zu decken. 
Eine Überarbeitung der Blue Card sollte daher bei den Eng-
pässen auf den Arbeitsmärkten ansetzen und die innereuro-
päische Mobilität von Arbeitskräften berücksichtigen.

Die Blue Card scheint bislang auch für alle beteiligten 
Parteien zu kostspielig zu sein. Sie bietet nur wenige zusätzli-
che Anreize für potenzielle Interessenten, etwa bezüglich 
der seinerzeit nicht durchgesetzten Möglichkeit, sich auf den 
Arbeitsmärkten der Europäischen Union frei zu bewegen, 
des Rechts auf Familiennachzug und der Aussichten, eine 
permanente Aufenthaltserlaubnis für die Europäische Union 
zu erhalten. Die Blue Card steht außerdem in Konkurrenz zu 
nationalen Einwanderungsprogrammen (z. B. Rot-Weiß-Rot-
Karte in Österreich). Reformen sollten hier ansetzen (Marín 
u. a. 2015). Eine Debatte um Kopplung von Migrations- und 
Flüchtlingspolitik, wie sie auf der globalen Ebene geführt 
wird, vermisst man aber auf der EU-Ebene derzeit.



28FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – Wirtschafts- und Sozialpolitik

3

AUSBLICK: FÜR EINE MENSCHENRECHTS-
BASIERTE FLÜCHTLINGSPOLITIK

In der derzeitigen Debatte tut eine Orientierung not, die 
deutlich macht, dass menschenrechtliche Standards in der 
Flüchtlingspolitik nicht beliebig zu verwässern sind, wenn die 
Asylsysteme unter Druck geraten. Es ist zu unterstreichen, 
dass Flüchtlinge Inhaber_innen von Rechten sind. 

Mit der Europäischen Agenda für Migration sollte ein 
kohärenterer Rahmen ausgestaltet werden, der diejenigen 
Politikfelder stärker einbindet, welche sich auf Flucht- und Mi-
grationsbewegungen auswirken. Anstelle eines umfassenden 
und inhaltlich kohärenten, politikfeldübergreifenden Rah-
mens, wie von der Kommission proklamiert, trat eine erneut 
erstarkte Sicherheitsorientierung, die im Mittelmeer nun auch 
noch eine militärische Komponente erhalten hat. Wenngleich 
die vom Europäischen Rat und von der Europäischen Kom-
mission unter Dimitris Avramoupoulos vorgeschlagenen Ein-
zelinstrumente und Maßnahmen auf den verschiedenen 
Ebenen der Fluchtursachen und -wege ansetzen, die wir uns 
hier in konzentrischen Kreisen vorgestellt haben, ist das oh-
nehin disperse Feld an Gesetzgebungen nicht kohärenter 
und umfassender, sondern vielmehr inhaltlich einseitiger ge-
worden. 

Die jüngsten Anschläge auf Paris im November 2015 las-
sen vermuten, dass sich hier ein neues Gelegenheitsfenster 
hin zu einer weiteren Sicherheitsorientierung insbesondere 
in der Grenzsicherung öffnet. Zweifellos muss die Kontrolle 
über die Außengrenzen wiedererlangt werden. Dies kann 
aber nur mit einem Ansatz gelingen, der die Menschenrech-
te fest im Blick hat und damit mittelfristig auch einen ge-
schützten, legalen – und somit kontrollierten - Zugang zu 
den Asylsystemen der Mitgliedstaaten ermöglicht. Dafür be-
sitzen die EU und ihre Mitgliedstaaten völkerrechtliche und 
europarechtliche Normen und Werte, die sie auch in ihren 
Verträgen festgelegt haben, die aber ihr Handeln momentan 
nicht in ausreichendem Maße leiten. Dieser würde jedoch 
auch zu größerer Kohärenz für die einzelnen Ebenen und 
Maßnahmen beitragen. 

Ein menschenrechtsbasierter Ansatz, wie ihn auch der 
UN-Sonderberichterstatter für die Menschenrechte von Mig-
rant_innen, François Crépeau (United Nations General As-
semby 2015), fordert, müsste die jeweiligen Maßnahmen auf 
Grundlage der GFK und der EMRK einer erneuten Prüfung 

unterziehen. Die Gerichte haben dazu in der Vergangenheit 
wichtige Beiträge geleistet. Die EU muss aber diese Grundla-
gen bereits in ihrer eigenen Politik immer mitdenken. Auch 
die Wissenschaft ist in der Politikberatung gefragt. Ein ver-
stärktes Monitoring durch die Kommission und die zum Teil 
gut ausgebildeten Nicht-Regierungsorganisationen im Feld 
muss sich an diesem rechtebasierten Ansatz orientieren.

In den konzentrischen Kreisen gedacht, beinhaltet dies im 
Einzelnen etwa folgende Aspekte und Alternativen:

Eines der großen Desiderate ist die Frage, wie künftig mit 
den gemischten Migrationströmen umzugehen ist. Dabei 
wäre die Ausarbeitung eines umfassenden Einwanderungs-
kodexes zu diskutieren, der jene Regeln und Standards zu-
sammenführen würde, welche den Zugang nach Europa und 
die Rechte der Flüchtlinge und Einwanderer und Einwande-
rinnen regeln (z. B.: Carrera et al. 2015). Hier steht die Debat-
te noch in den Anfängen, muss man doch vermeiden, die 
fl üchtlingsrechtlichen Standards zu unterminieren.

Die oben geschilderten, jüngeren Pläne um Regionale 
Entwicklungs- und Schutzprogramme, um die Schutzverant-
wortung im Mittelmeer und den Militäreinsatz vor der liby-
schen Küste setzen die Debatte um die Externalisierung von 
Schutzverantwortung ganz oben auf die Forschungs- und 
Handlungsagenda (Garlick 2015; den Heijer 2011: 306ff.). Das 
Hirsi-Urteil hat hier Standards gesetzt. Weitere Forschung zu 
diesem Thema, die dem politischen Kontext, v.a. der Rolle 
neuer Akteure ebenso wie den juristisch umstrittenen Fragen 
und der Verfestigung bisheriger unverbindlicher Regelungen 
Rechnung trägt, ist dringend notwendig. Ebenso müssen 
menschenrechtliche Standards zum Schutz der Flüchtlinge 
und Migrant_innen unbedingt Teil der nun in Eile abgeschlos-
senen Verträge mit den Transitstaaten sein. Auch muss die 
Europäische Union deutlich Position beziehen, mit welchen 
Staaten sie unter welchen Bedingungen bereit ist, Verträge 
abzuschließen.

Verschiedene Organisationen fordern die Einrichtung ei-
ner europäischen Seenotrettungsagentur jenseits der EU-Ver-
ordnung 656/2014, die FRONTEX eine Rolle für Such- und 
Rettungsoperationen zumisst. Eine Barriere für solche Initiati-
ven besteht bislang darin, dass die Akteure darin militärische 
Einheiten waren, deren Gesetzesrahmen außerhalb der über-
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wiegend zivilen Schengen-Regelungen liegt. Auch sind die 
Mitgliedstaaten zurückhaltend, weil sie mögliche Pull-Faktoren 
befürchten. In den vergangenen Monaten ist aber überdeut-
lich geworden, dass es nicht Pull-, sondern Push-Faktoren sind, 
die die Flüchtlinge aus ihren kriegsgeschüttelten Herkunfts-
ländern drängen und sie größte Risiken auf sich nehmen 
lässt. Die Bekämpfung des Schlepperwesens wird daher nicht 
erfolgreich sein, solange keine kontrollierten, legalen und ge-
schützten Wege eröffnet werden.

Seit Beginn einer europäischen Flüchtlingspolitik mit den 
Schlussfolgerungen des 1999er Europäischen Rats von Tam-
pere standen immer wieder Maßnahmen eines legalen 
Zugangs zum Territorium auf der Agenda. Diese sind aus 
den aktuellen Vorschlägen verschwunden, sollten aber aus 
humanitären wie auch aus menschenrechtlichen Gründen 
wieder prioritär diskutiert werden. Der Mangel an legalen 
Einreisemöglichkeiten führt dazu, dass die Schutzmöglich-
keiten der EU und ihrer Mitgliedstaaten den schutzbedürfti-
gen Personen verschlossen bleiben, dass Schutzbedürftige 
Gefahr laufen, entgegen dem Recht auf Nicht-Zurückwei-
sung abgewiesen zu werden. Es kann nicht mehr offenkun-
diger werden, dass diese Personen, die, einmal in einem 
Mitgliedstaat angekommen, dann zu einem sehr hohen 
Prozentsatz einen Schutzstatus erhalten, auf irreguläre, 
gefährliche und menschenunwürdige Wege gezwungen 
werden – mit einem sehr hohen Risiko für Leib und Leben. 
Die aktuelle Debatte insbesondere in Deutschland fokus-
siert angesichts hoher Zugangszahlen das Bestreben, Ober-
grenzen für Zugänge einzuziehen. Schutzgewährung über 
legale Wege und geordneter Zugang schließen einander, 
zumindest mittelfristig, nicht aus. Dies in einem unter den 
Mitgliedstaaten koordinierten Ansatz zu leisten, ist eine der 
drängenden Aufgaben der Europäischen Union.

Diplomatisches Asyl, Wiederansiedlung, humanitäre Aus-
siedlungen, die fl exible Anwendung von Visabestimmungen 
und Verfahren zur geschützten Einreise sowie sogenannte 
Asylverfahren „offshore“ zählen zu diesen Zugangswegen 
(FRA 2015).

Bei nationalem Interesse oder internationalen Verpfl ich-
tungen können Schengen-Visa auch aus humanitären Grün-
den ausgestellt werden. Ein Visum mit gebietsbeschränkter 
Gültigkeit, d.h. für den ausstellenden Staat gültig, kann 
durchaus durch die diplomatischen Vertretungen in den Her-
kunfts- oder Transitstaaten ausgestellt werden. Dies steht im 
Ermessen der nationalen Regierungen und ist nicht EU-weit 
vereinheitlicht. Eine EU-weite Lösung wird weder in den 
2014er Leitlinien des Europäischen Rates noch in der Europäi-
schen Agenda für Migration aufgenommen. Der Schengener 
Visa-Kodex, der derzeit überarbeitet wird, könnte in diese 
Richtung konkretisiert werden. Obwohl diese Initiative von ei-
nigen Fraktionen im Europäischen Parlament unterstützt 
wird, scheint der politische Wille für eine solche Reform nicht 
auszureichen (so auch Jensen 2014). Die Kommission hat die 
Mitgliedstaaten in der Vergangenheit wiederholt ermuntert, 
humanitäre Visa auszustellen, um eine geordnete Zugangs-
möglichkeit für Schutzbedürftige zu schaffen. 16 Mit-
gliedstaaten und ein Nicht-Mitgliedstaat der EU haben solche 
humanitären Visa in der Vergangenheit vergeben, allerdings 
ohne große öffentliche Aufmerksamkeit, in Ausnahmefällen 
und in sehr kleiner Zahl. Der UNHCR hat ferner vorgeschla-

gen, die interpretationsfähige Klausel in Artikel 17 (2) der 
Dublin-Verordnung großzügig zu interpretieren, nach welcher 
ein Mitgliedstaat Familienangehörige aus humanitären Grün-
den nachziehen lassen kann, selbst wenn er nach dem 
Dublin-System nicht verantwortlich ist, etwa im Sinne eines 
Pilotprojekts für syrische Staatsangehörige, deren Asylgesuch 
als aussichtsreich gilt.

Einzig das resettlement, das die Kommission schon 2012 
im Gemeinsamen Europäischen Wiederansiedlungsprogramms 
(Joint EU Resettlement Programme; JEURP) als koordinierte 
Aufgabe empfohlen hatte (vgl. Bokshi 2013), findet sich als 
legale Zugangsmöglichkeit aus Erstaufnahmestaaten in der 
neuen Agenda konkretisiert. Über zwei Jahre hinweg will 
die Kommission 20.000 Personen mittels des Multifaktoren-
modells zur Verteilung von Flüchtlingen neu ansiedeln. Das 
ist angesichts der vielen Schutzsuchenden eine geradezu 
lächerlich kleine Zahl. Dennoch bietet sie die Möglichkeit, 
einigen Personen in Kooperation mit dem UNHCR einen 
Neuanfang in einem Aufnahmestaat der EU zu ermöglichen. 
Die humanitären Aufnahmeprogramme, wie sie die Bundes-
republik Deutschland und fast alle Bundesländer in den ver-
gangenen Jahren aufgelegt haben, sind ein weiteres Modell, 
das, bei allen Schwierigkeiten im Detail, Schule machen sollte.

Für die Möglichkeit, Asyl über Botschaftsverfahren extra-
territorial in einem Konsulat oder in einer Botschaft vom Her-
kunftsland aus zu beantragen, wie es die Schweiz vor einigen 
Jahren noch praktizierte, stehen die derzeitigen politischen 
Durchsetzungschancen denkbar schlecht. Eine gemeinsame 
Bearbeitung von Asylverfahren außerhalb des Territoriums 
der Mitgliedstaaten (ECRE 2014: 17f.) jedoch könnte, wenn-
gleich schwer umzusetzen und mit den o.g. großen Vorbe-
halten verbunden, mittelfristig eine weitere legale 
Zugangsmöglichkeit eröffnen. Gemeinsame Asylverfahren 
außerhalb der EU-Grenzen wären, kombiniert mit einem si-
cheren Zugang, durchaus ein innovatives Konzept.

Für eine Weiterverteilung innerhalb Europas ist dann un-
abdingbar, die selbst gesetzten Standards zu überprüfen und 
zu sichern - eine lange geäußerte Forderung, die bereits in 
die Arbeit der Kommission Eingang gefunden hat. Sie muss 
auch für die neu errichteten Hotspots gelten. 

Für Europa besteht mit der Evaluierung des Dublin-Sys-
tems im Jahr 2016 – das unter Gesichtspunkten der EMRK 
auf den Prüfstand gehört – zumindest in der Theorie zu-
gleich auch die Chance einer Neuorientierung in Richtung auf 
ein längst fälliges System der Solidarität und geteilten Verant-
wortung. Dabei sind aber nicht nur die Interessen der Staaten 
zu respektieren, die im Mittelpunkt der oben analysierten 
politischen Auseinandersetzung stehen, sondern auch die 
der Flüchtlinge. Ohne sie ist eine humanitäre und effektive 
Verteilung nicht zu gewährleisten. Dazu zählt auch, die Be-
wegungsfreiheit anerkannter Flüchtlinge im Inneren der Euro-
päischen Union zu erlauben, wie NGOs schon seit langem 
fordern.

Angesichts wachsender Ressentiments gegenüber Flücht-
lingen und Migrant_innen in den Mitgliedstaaten kann und 
muss die Kommission diese im Austausch und in der Anwen-
dung von inklusionsfördernden Programmen unterstützen. Sie 
hat bereits Erfahrung darin, Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Diskriminierung zu unter-
stützen und zu koordinieren. Angesichts der neuen Zusam-
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mensetzung und der hohen Zahlen der Flüchtlingszu-
wanderung müssen diese Instrumente intensiviert werden, 
um den europäischen Gesellschaften die Chance zu einer 
langfristig günstigen Inklusion zu ermöglichen.

Angesichts der massiven Verwerfungen zwischen den 
Mitgliedstaaten, eines heterogen zusammengesetzten Euro-
päischen Parlaments und einer vielfach skeptischen öffentli-
chen Meinung in einigen Mitgliedstaaten mögen diese 
Forderungen illusorisch anmuten. Die aktuelle Krise ist eine 
Krise der Solidarität mit den betroffenen Menschen in den 
Herkunftsstaaten und mit den Transitstaaten. Sie ist eine Kri-
se der Solidarität unter den Mitgliedstaaten und eine Krise 
des Vertrauens in die Akzeptanz des Rechtes. Eine Rückbe-
sinnung auf die grundlegenden Normen, die sich Europa und 
seine Mitgliedstaaten auf die Fahnen geschrieben haben, tut 
not. Diese mit einem klaren Kompass, kleinen Schritten und 
langem Atem wieder zu erobern, ist die Aufgabe. Die Men-
schen- und Flüchtlingsrechte können als Kompass dienen, 
den Europa im vergangenen Jahr verloren hat.
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